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Aus dem Kreis der kirchlichen Mitarbeiter wurden 1995 heimgerufen: 

22.02.1995 

04.06.1995 

06.06. l 995 

13.06.1995 

l 2.11.1995

Pfr. i. R. Willy Knop zuletzt Pfarrstelle Schaprode, Kirchenkreis Bergen 

91 Jahren 

Pfr. Karl-Adolf Schumann zuletzt Pfarrstelle Daberkow, Kirchenkreis Altentreptow 
56 Jahren 

Prr. Otto \Vcnzcl zuletzt Pfarrstelle Jarmen. Kirchenkreis Demmin 
58 Jahren 

Pf1in. i. R. Babara Aurich zuletzt Pfarrstelle Sophicnhof, Kirchenkreis Demmin 
61 Jahren 

OKR i. R. Dietrich Labs zuletzt Oberkonsistorialrnt in unserer Landeskirche 
88 Jahren 

Römer 3. 38/39: 

.. Denn ich bin gewiß. daß weder Tod noch Leben, 
weder Engel noch Fürstellliirner noch Gewalten, 
weder Gegenwärtiges noch Zukünftiges, 
weder Hohes noch Tiefes noch keine andere Kreatur 

kann uns scheiden Ion der Liebe Gottes, 
die in Christus Jesus ist, unserem Herrn." 

A. Kirchliche Gesetze, Verordnungen und

Verfügungen

Nr.l) Kirchengesetz ühcr l\litarbcitcrvcrtrctungcn in der Ev. 

Kirche in Deutschland vom 6. November 1992 

Konsistorium 
PA l 1514-18/95 

Greifswald, den 02.02. 1996 

Nachstehend veröffentlichen wir das Kirchengesetz über 
Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land (Mitarbeitervertretungsgesetz - MVG) vom 06. November 
1992. 

Harder 
Konsistorialpri:isident 
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der 8. Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland 

auf ihrer 3. Tagung 
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Amtsblatt 

Kirchlicher Dienst ist durch den .-\ullrag bestimmt, das Evangeli­
um in Wort uncl Tat zu verkündigen. Alle Frauen und Männer, die 
berul1ich in Kirche und Diakonie tätig sind, wirken als Mitarbeite­
rinnen uncl Mitmbeiter an der Erfüllung dieses Auftrages mit. Die 
gemeinsame Verantwortung für den Dienst der Kirche und ihrer 
Diakonie verhindet Dienststellenleitungen und Mitarbeiter wie 
Mitarheitcrinnen zu einer Dicnstgemeinschan und \erpllichtet sie 
zu vertrauens\·ollcr Zusammemrbeil. 

I. Abschnitt. Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Grundsatz 

(l) Für die Mitarbeiterund Mitarbeiterinnen der Dienststellen kirch­
licher Körperschaften,Anstalten und Stiftungen der Evangelischen
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen sowie ihrer Zusammen­
schlüsse und der Einrichtungen der Diakonie sind nach Maßgabe
dieses Kirchengesetzes Mitarbcilcrvcrtrctungcn zu bilden.

(2) Einrichtungen der Diakonie n:1ch J\hsatz I sind <Jas Diakorn­
sche Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie die
gliedkirchlichen Diakonischen Werke und die ihnen angeschlos­
senen selbsthndigen Werke, Einrichtungen und Geschäftsstellen.

(3)/\ndere ki1chliche und frcikircl1lid1e Einrichtungen, Werke und 
Dienste im ßCl'cich der evangcl ischcn Kirchen können dieses 
Kirchengesetz aufgrund von Beschlüssen ihrer zuständigen Gre­
mien anwenden. 

§ 2
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 

( 1) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Sinne dieses Kirchen­
gesetzes sind die Personen, die hauptberuflich, nebenberuflich oder
zu ihrer Berufsausbildung in einer Dienststelle beschäftigt sind,
soweit die Beschäftigung oder Ausbildung nicht überwiegend ih­
rer Heilung, Wiedereingewöhnung, beruflichen oder sozialen Re­
habilitation oder ihrer Erziehung dient.

(2) Das gliedkirchliche Recht kann für Personen, die im
pfätrnmtlichen Dienst, in der Ausbildung oder Vorbereitung dazu
stehen, andere Regelungen vorsehen; gleiches gilt für die Lehren­
den an kirchlichen Hochschulen und Fachhochschulen.

(3) Personen, die aufgrund v'on Gestellungsverträgen beschäftigt
sind, gelten als Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Sinne dieses
Kirchengesetzes; ihre rechtlichen Beziehungen zu der entsenden­
den Stelle bleiben unberührt. Angehörige von kirchlichen oderdia-
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konischen Dienst- und Lebensgemein.,ch:1tten, die aufgrund \On 
Gcstcllungsvertr�igen in Dienststellen ( �3) arbeiten, sind M it:1r­
beiter oder Mitarbeiterinnen dieser Dienststellen, soweit sich aus 
den Ordnungen der Dienst- und Lebensgemeinschaften nichts an­
deres ergibt. 

§3
Dienststellen 

( 1) Dienststellen im Sinne dieses Kirchengesetzes sind die recht­
lich selbständigen Körperschaften.Anstalten. Stiftungen uncl Werke
sowie die Einrichtungen der Diakonie innerhalb der Evangelischen
Kirche in Dcutschlz1nd.

(2) Als Dienststellen im Sinne von Ab:;:1t,: 1 gelten auch Teile \On
Körperschaften,Anstalten, Stiftungen und Werken sowie Ei11rich­
tu11gen der Diakonie, die durch Aufgabenbereich und Organisati­
on eigenständig oder räumlich weit entfernt vom Sitz des Rechts­
triigcrs sind und bei denen die Voraussetzungen des§ 5 Ahsatz 1
rnrlicgcn, wenn die i\lchrhc1t ihrer w:1hlbercchtigten Mil�1rbciter
und Mitarbcitcnnnen dies in gchcimcrAhstirnmung heschlicl)t und
darüber Einvernehmen mit der Dienststellenleitung herbeigeführt
wird. Ist die Eigenständigkeit des Aufg8benbereiches solcher Tei­
le dahingehend eingeschränkt, daß bestimmte Entscheidung<cn, die
nach diesem Kirchengesetz der,Mitberntung oder Mitbestimmung
unterliegen, hei einem :1ndcrerl" Teil der Körperschaft oder Ein­
rid1lung der Diakonie verbleiben, so-ist hci solchen Entscheidun­
gen dessen Dicnststclicnlcitung Partner der Mitarbeitervertretung.

(3) Bei Streitigkeiten darüber, ob ein Teil einer Körperschi\ft. An­
stalt. Stiftung oder eines Werks sowie einer Einrichtung der Dia­
konie als Dienststelle gilt, k.arni die Sd�lichtungsstcllc angernfcn 
werden. 

§4
Dienststellenleitungen 

( 1) Dicnststcllcnlpitufigen sind clie nach Verfassung. Gesetz oder
Sdtzung leitenden Organe oder Personen der Dienststcl len.

(2) Zur Dienststellenleitung gehören auch die mit der Geschiifts­
flihrung beauftragten Personen und ihre sttindigen Vertreter oder
Vertreterinnen. Daneben gehören die Personen zur Dienststellen­
leitung, die allein oder gemeinsam mit anderen Personen zu Ent­
scheidungen 111 Angelegenheiten hctugt sind. die nach diesem
Ki1chcngesetz der l\lithcratung oder l\lithcstimmung untcri1cgcn.
Diese Mitarheiter und Mitarbeiterinnen sind der Mitarbeiter­
vertretung zu benennen. 

(3) Bei Streitigkeiten darüber, ob benannte Personen die Voraus­
setzungen nach Absatz 2 Satz 2 erfüllen, kann die Schlichtungs­
stelle angerufen werden.

II. Abschnitt. Bildung und Zusammensetzung der
Mitarbeitervertretung 

§5
Mitarbeitervertretungen 

(1) In den Dienststellen, in denen die Zahl der wahlberechtigten
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in der Regel mindestens fünf
beträgt, von denen mindestens drei wählbar sind, sind Mitarbeiter-
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verti·etungen zu bilden. Das gliedk1rchlichc Recht kann bestim­
men, daß für einzelne Gruppen von Mitarbeitern und Mitarbeite­
ri1111cn gesondene Mit,1rbe1tervertretungen zu bilden sind. 

(2) Unabht\ngig von den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann im
Rahmen einer Wahlgemeinschaft eine Gemeinsame Mitarbeiter­
vertretung für mehrere benachbarte Dienst.stt.:llen gebildet werden,
wenn im Einvernehmen zwischen allen beteiligten DienststelJen­
leitungcn und den jeweiligen Mehrheiten der Mit;:irbeiter und Mit­
arbeiterinnen dies auf Antrag eines Beteiligten schriftlich festge­
legt worden ist.

(3) Die Gliedkirchen können bestimmen, daß für Dienststellen von
Kirchenkreisen, Dekan,1ten, Dekanatsbezirken, Kirchenbezirken
oder in anderen Bedarfsfällen Gemeinsame Mitarbeitervertretungen
gebildet werden; hierbei kann von den Vuraussctzungcn cles r'\b­
satzes 1 Satz I abgewichen werden.

(4) Liegen bei einer dieser Dienststellen die Voraussetzungen des
Abs:1tzcs I nicht vor, so soll die Dienststellenleitung rechtzeitig
vor Beginn des \Vahlverfahrens bei einer der benachbarten Dienst­
stellen den Antrag nach Absatz 2 stellen.

(5) Die Gemeinsame Mitarbeitervertretung ist zuständig für alle
von der rcstlegung betroffenen DienststclJcn. Partner der Gemein­
samen Mitarbeitervertretung sind die beteiligten Dienststellen­
leitungen.

(6:1 Bei Streitigkeiten über die Bildung von l\litarbcitcrvcrtrctungcn 
kann die Schlichtungsstelle angerufen werden. 

§6
Gesamtmitarbeitervertretungen 

(1) Bestehen bei einer kirchlichen Körperschaft, Anstalt, Stiftung
oder einem Werk oder bei einer Einrichtung der Diakonie mehrere
Mitarbeitervertretungen, ist auf Antrag der Mehrheit dieser
Mi tarbei Lcrvcrtrctungen eine Gesamtmitarbeitervertretung zu bil­
den; bei zwei Mitarbeitervertretungen genügt der Antrag einer
Mi L1rbcitcrvcrtretung.

(2) Die Gesamtmitarbeitervertretung ist zusli1ndig für die Aufga­
ben der Mitarbeitervertretung. soweit sie Mitarbeiter und Mitar­
beiterinnen aus mehreren ocier allen Dienststellen nach Absatz 1
betreffen.

(3) Die Gesamtmitarbeitervertretung wird aus den Mitarbeiter­
vertretungen nach Absatz I gebildet, die je ein Mitglied in die
Gesamtmitarbeitervertretung entsenden. Die Zahl der Mitglieder
der Gesamtmitarbeitervertretung kann durch Dienstvereinbarung
abweichend geregelt werden.

(4) Zur ersten Sitzung der Gesamtmitarbeitervertretung lädt die
Mitarbeitervertretung der Dienststelle mit der größten Zahl der
wahlberechtigten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ein. Der Vor­
sitzende oder die Vorsitzende dieser Mitarbeitervertretung leitet
die Sitzung, bis die Gesamtmitarbeitervertretung über den Vorsitz
entschieden hat.

(5) Die nach den §§ 49 - 53 Gewählten haben das Recht, an den
Sitzungen der Gesamtmitarbeitervertretung teilzunehmen wie an
den Sitzungen der Mitarbeitervertretung. Bestehen mehrere Inter-
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cssemcrtretungcn gleicher Mit..11 beitcrgruppen, wülllcn sie aus 
ihrer Mitte eine Person für die Teilnahme und regeln die Vcrtre-

((,) für die Gcsamtmitarbeitcrvntrcttrng gelten im übrigcri die 
Bestimmungen für die Miu1rbeitervertretung mit Ausnahme des§ 
20 Ab,'..Hzc 2 bis 4 sinngemäß. 

§7

Neubildung von Mitarbeitervertretungen 

Sofern keine Mitarbcitervenretung besteht, h,1t die Dienststellen­
leitung, im Falle des§ 6 die Ges;:imtmitarbeitervertretung, unver­
züglich eine l\ litarbcilervcrsammlung zur Bildung eines Wahlvor­
standes einzuberufen. Kommt die Bildung einer Mitarbeiter­
vertretung nicht zu .'lande, so ist aur AnLrag von mindestens cl1·ci 
Wahlberechtigten und spätestens nach Ablauf einer Frist \'Oll je­
weils l:ingstcns einem Jahr erneut eine Mitarbeiterversammlung: 
einzuberufen, um einen Wahlvorstand zu bilden. 

§8
Zusammensetzung 

(1) Die Mitarbeitervertretung besteht bei Dienststellen mit in der
Regel

5 - 15 
16 - 50 
51 - 150 
151 - 300 
301 - G00 
601 - 1000 
1001 1500 
1501 - 2000 

Wahlberechtigten aus einer Person, 
Wahlberechtigten aus drei Mitgliedern, 
Wahlberechtigten au:s !'Linf M itglicclcrn, 
Wahlberechtigten aus sieben Mitgliedern 
Wahlberechtigten aus neun Mitglieclcrn, 
Wahlberechtigten aus elf Mitgliedern, 
Wahlberechtigten nus dreizehn Mitgliedern, 
Wahlberechtigten aus fünfzehn Mitgliedern. 

Bei Dienststellen mit mehr als 2000 Wahlberechtigten erhöht sich 
die Znhl der Mitglieder für je angefangene 1000 Wahlberechtigte 
um zwei weitere Mitglicclcr. 

(2) Veriinclerungcn in der Zahl der Wahlberechtigten wiihrcnd der
Amtszeit haben keinen Einfluß nuf die Zahl der Mitglieder der
l\ 1itarbcitcrvc rtrct u ng:.

(3) Bei der Bildung von Gemeinsamen Mitmbeitervcrtrelungcn

rn 5 Absatz 2) ist die Gesamtzahl der Wahlberechtigten dieser
Dienststellen maßge bencl.

III. Abschnitt. Wahl der Mitarbeitervertretung

§9

Wahlberechtigung 

(1) Wahlberechtigt sind alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die
am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben und seit minde­
stens drei Monaten der Dienststelle angehören.

(2) Wer zu einer anderen Dienststelle abgeordnet ist, wird dort
nach Ablauf von drei Monaten wahlberechtigt; zum gleichen Zeit­
punkt erlischt das Wahlrecht in der bisherigen Dienststelle für die
Dauer der Abordnung.

(3) Nicht wahlberechtigt sind Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen,
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die am \\Cihllag seit mehr als drei Monaten bcmL1ubt sind. Nichl 
wahlbercchligt sind daneben .\litglieder der D1cnslslcllcnlcitung 
und die Pe1·sonen nach � 4 Absatz 2, es sei denn, daß sie nach 
Gesetz oder Satzung als .\litarbeiter oder Mitarbeiterinnen in die 
leitenden Organe gewählt ode1· entsandt worden sind. 

� 10 
Wählbarkeit 

(1) Wählbar sind alle voll geschäftsfähigen Wahlbcrcchligtcn (§
9), die am Wahltag

a) clcr Dicnslstcllc seil minJcslcns sechs Monaten angehören und
b) Glieder einer christlichen Kirche oder Gemeinschaft sind, clie

cler ,1\rbcitsgcmc1nschall Christlicher Kirchen in Dcutschl,1nd
angeschlossen ist; eine anderweitige Regelung bleibt den
Gliedkirchen unter Berücksichtigung ihrer Besonderheiten vor­
behalten.

(2) Nicht \v:ihlh;1r sind Wahlhcrcchtigtc. die

a) am \Vahllag noch für einen Zeitraum von mehr als sechs Mo­
naten beurlaubt sind,

b) zu ihre1· Berufsausbildung beschäftigt werden.
c) als Vertretung der Mitarbeiler und Mitarbeiterinnen in das

kirchcngemeindliche Leilungsorgan gew/ihlt worden sind.

� 11 
\Vahlverfahren 

(!) Die .\litglicder der Milarbeilervertretung werden in gleicher, 
freier. geheimer und unmittelharerWahl gemeinsam und nach den 
Grundscitzcn der Mehrhcilsw,1hl (Pcrsönlich�cihwahl) gcwiihlt. 
Die Wahlbcn;chtiglen h,1ben d�1s Recht, Wahhurschlügc zu ma­
chen. Eir Dienststellen mit in der Regel nicht mehr als 50 Wahl­
berechtigten soll ein vereinfochtes Wahlverfahren vorgesehen 
werden. 

(2) Weitnc Ein1,elheiten sind in Wahlordnungen zu regeln. Zu­
süind1g hic1·lür ist der Rm dci- evangelischen Kirche rn Deutsch­
land, sowe1L die Gliedkirchen für ihren Bereich nichts anderes
bestimmen.

s 12 
Vertretung der Herufsgruppen und Arbeitsbereiche 

Der Milarbcitervcrtrclung sollen Mitarbeiter umJ Mit,1rbciterin­
nen der verschiedenen in der Dienststelle vertretenen Berufsgrup­
pen und Arbeitsbereiche angehören. Bei den Wahlvorschlägen soll 
angestrebt werden, Frauen und Männer entsprechend ihren Antei­
len in der Dienststelle zu berücksichtigen. 

§ 13
Wahlschutz, Wahlkosten 

( 1) Niemand darf die Wahl der Mitarbeitervertretung behindern
oder in unlauterer Weise beeinflussen. Insbesondere dürfen Wahl­
berechtigte in der Ausübung des aktiven oder passiven Wahlrechts
nicht beschränkt werden.

(2) Die Versetzung oder Abordnung eines Mitgliedes des Wahl­
vorstandes oder eines Wahlbewerbers oder einer Wahlbewerberin,
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ist ohne seine Zustimmung bis zur D,1uer von sechs Monatc11 nach 
Bekanntgabe des W,1hlergebnisses uni'.u hissig. 

(3) Die Kündigung eines Mitgliedes des Wahlvorstandes 1st vom
Zeitpunkt seiner Bestellung an, die Kündigung eines Wahl­
bewerbers oder einer Wahlbewerberin, vom Zeitpunkt der Auf­
stellung des W,1hlvorschlagcs an nur mliissig. wenn Tatsachen
vorliegen. die den Dienstgeber zur ,1ul]erordentlichen K[indigung
berechtigen. Satz I gilt für eine Dauer von sec[ls Monaten nach
Bekanntgabe des Wahlergebnisses entsprechend. Die au ßcrordent­
l iche Kündigung bedarf der Zustimmung cler Mitarbeitervertretung.
§ 38 Absätze 3 bis 5 gelten mit der .\1aßgabe enlsprechencl. claß die
Dienststellenleitung die Frist bis auf drei Arheitstagc vcrkl1rzcn
K,lllll. Der besomlcrc Kündigungsschutz nach Salz I gilt nicht lür
.\lilglicclcr eines Wahlvorslandes. die durch 6nlscl1e1dung clc1
Schlichtungsstelle abberufen worden sind.

(4) Die Dienststelle trägt die Kosten der Wahl; hei der Wahl einer
Gemeinsamen .\litarbeitervertretung werden die Kosten cle1· Wahl
:1ur die ein1,elncn Dienststellen im Vc1·h,illnis der Zahlen ihrer Mit­
a1beiter und Milclrbcilcrinnen umgclcgl, sofern keine ,rndc1c Ver­
teilung der Kosten vorgesehen wird.

§ 14
Anfechtung der Wahl 

',. 

11) Die Wahl bnn innerli�lb von,;,wci Woclicn, vom Tag der Be­
kanntgabe des Wahlergebnisses an ge1·cclmet. von minclestcns drei
Wahlberechtigten oder der Dienststellenleitung bei der Schlich­
tungsstelle schrifllich angefochten werden, wenn geltend gemacht
wird. daß gegen wesentliche Beslimmu ngen über die Wahl berech­
tigung. die Wählbarkeit oder das \\'cthl \'C1tahre11 verstolkn und der
Verstoß nicht helwbcn worden ist. Die Wahlanfechlung hat auf­
schiebende Wi1lung.

(2) Stellt der-Schlichtungsausschu13 fest. daß durch den Verstoß
1 

das Wahlergebnis beeinflußt oder geändert werden konnte, so hat
er das Wahlerß:ebriis für ungültig zu erklären und die Wiederho­
lung der Wahl :mruordnen. § 16 A hsat; 2 gilt entswechend

IV. Abschnitt. Amtszeit

§ 15
Amtszeit 

! 1) Die Amtszeit der .\1itarbeitervcrtrclung betrjgt vier .L1hrc

(2) Die regelmäßigen Mitarbeitervertretungswahlen im Geltungs­
bereich dieses Kirchengesetzes finden alle vier Jahre in der Zeit
vom 1.Januar bis 30. April statt; die Amtszeit der bisherigen
Mitarbeitervertretung endet am 30. April.

(3) Findet außerhalb der allgememen Wahlzeit eine Mitarbeiter­
vertretungswahl statt, so ist un:.1bhängig von der Amtszeit cler
Mitarbeitervertretung in der nächsten allgemeinen Wahlzeit erneut
zu wählen, es sei denn, die Mitarbeitervertretung ist am 30. April
des Wahljahres noch nicht ein Jahr im Amt.

(4) Die bisherige Mitarbeitervertretung führt die Geschäfte bis zu
deren Übernahme durch clie neugewählte Mitarbeitervertretung
weiter, längstens jedoch sechs Monate über denAblauf ihrer Amts­
zeit hinaus. Alsdann ist nach § 7 zu verfahren.
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§ 16
Neuwahl der Mitarbeitervertretung vor Ablauf der Amtszeit 

( l) Die Mitarbeitervertretung ist vor Ablauf ihrer Amtszeit unver­
züglich neu 1.u wiihlen, wenn

a) die Z.ihl ihrer \litglicdcr nach Eintreten <irntlichcr Ersatz­
mitglieder um mehr als ein Viertel der in§ 8 Absatz 1 vorge­
schriebenen Z·;ih\ gesunken ist,

b) die Mitarbeitervertretung mit den Stimmen der Mehrheit der
Mitglieder ihren Rücktritt beschlossen hat.

c) die Mitarbeitervertretung nach § 17 aufgelöst worden ist.

Die Glieclkirehen 1-:iinncn bestimmen, daß im Falle des ßuchsta­
ben a anstelle einer Neuwahl die \1itarbeitervenretung unverzüg­
lich dmch Nc1chw,il1I zu crgiinzcn ist. 

/2) In den F:illcn de, Abs,,tzes I ist unvcrzüglich das Verhhren 
für die Neu- oder N::ichwahl einzuleiten. Bis zum Abschluß der 
Neuwahl nehmen im Falle des Absatzes I Buchstabe a die ver­
bliebenen Mitglieder der Mitarbeitervertretung deren Aufgaben 
wahr, ,oweit ihre Zahl mindestens drei Mitglieder umfaßt: in den 
i1brigen Fällen nimmt der Wahlvorstand die Aufgaben cler 
Mitarbeitervertretung bis zum Abschluß der Neuwahl, längstens 
aber lür einen Zeitraum vun sechs Mon,1tcn wahr, soweit nicht die 
Wahl im vereinfachten Verfahren durchgeführt wird. 

§ 17
Ausschluß eines l\fitglicdes oder AuOösnng der 

Mitarbeitervertretung 

Auf schril'tlichen Antrag eines Viertels der Wahlberechtigten, der 
Mitmbeitencrtretung oder der Dienststellenleitung kann die 
Schlichtungsstelle den Ausschluß eines \1itglicdes der Mitarbeiter­
vertretung oder die Autlösung der Mitarbeitervertretung wegen 
groben Mißhrnuchs von Befugnissen ocler_ wegen grober \'crlct­
zung von Pflichten beschließen, die sich aus diesem Gesetz erge­
ben. 

� 18 

Erlöschen und Ruhen der l\Iitgliedschaft, 
Ersatzmitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedsch,,ft in der Mit�rbeitervertretung erlischt durch

a) Ablauf der Amtszeit,
b) Niederlegung des Amtes,
c) Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses,
d) Ausscheiden aus der Dienststelle,
e) Verlust der Wählbarkeit,
f) Beschluß der Schlichtungsstelle nach § 17.

(2) Die Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung ruht,

a) solange einem Mitglied die Führung der Dienstgeschäfte un­
tersagt ist,

b) wenn ein Mitglied voraussichtlich länger als drei Monate an
der Wahrnehmung seiner Dienstgeschäfte oder seines Amtes
als Mitglied der Mitarbeitervertretung gehindert ist,

c) wenn ein Mitglied für länger als drei Monate beurlaubt wird.
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(3) In den Fällen des Absatzes l und lürdic Dauer des Ruhcns der
Mitgliedschaft nach Absatz 2 rückt die Person als Ersatzmitglied
in die Mit,1rbeitervertretung 11,1eh, die bei der vorhergehenden \\,1hl
die nächstniedrige Stimmenzahl erreicht hat.

(4) Bei der Beendigung der Mitgliedschaft in der Mitarbeiter­
vertretung haben die Mit,1rbciter und Mitarbeiterinnen alle in ih­
rem Besitz befindlichen Unterlagen, die sie in ihrer Eigensch:-ift
als Mitglied cler Mit,1rbcitervcrtretu·ng erhalten haben, der
Mitarbeitervertrelllng auszuhrtndigen. Besteht die Mitarbeiter­
vertretung nach� 8Absatz 1 .ius einer Persnn, sincl die Unterlnfren
der neuen Mitarbeitervertretung auszulüindigcn.

\'. Abschnitt. Rechtsstellung der Mitglieder 
der l\litarbeitenertretung 

§ 19
Ehrenamt, ßehindcnmgs- und ßegiinstigungsverhot, 

Arbeitsbefreiung 

(1) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung üben ihr Amt unent­
geltlich als Ehrenamt ;im_ Sie dürfen weder in der Ausüb11ng ihrer
Auf'gaben oder Befugnisse behindert noch wegen ihre1, Tätigkeit
benachteiligt oder beglinstigt werden.

(2) Die für die Tätigkeit notwendige Zeit ist den Mitgliedern der
Mit,1rbeitcrvertrciung ohne Minderung ihrer Bez(igc innerhalb der
allgemeinen Arbeitszeit zu gewähren. Ist einem Mitglied cler
Mi tarbcitervcrtrctung die volle Ausübung sc:nes i\ mtes in der Regel
innerhalb seiner Arbeitszeit nicht möglich. so ist es auf Antrag von 
den ihm obliegenden A uf'gabcn in angemessenem Umfang zu ent­
lasten. Dabei sind die besonderen Gegebenheiten des Dienstes und
der Dienststelle zu berücksichtigen. Soweit crfmclerlich soll die
Dienststellenleitung för eine Ersatzkraft sorgen. Können die Aul·­
gaben der Mitarbeitervertretung aus dienstlichen Gründen nicht
innerhalb der Arbeitszeit wahrgenommen werden, so ist hierrür
aur Antrag Freizeitausgleich zu gewähren.

(3) Den Ivlitgliedern der Mitarbeitervertretung ist für die Teilnah­
me an Tagungen und Lchrgcingcn, die ihnen rür die Tatigkeit in
der Mitarbeitervertretung erforderliche Kenntnisse vermitteln, die
clafiir notwendige Arbeitsbefreiung ohne \1indcrung der Bcziigc
oder des Erholungsurlaubs bis zur Dauer von insgesamt vier Wo­
chen wiihrcnd einer Amtszeit zu gcw!ihrcn. Die Dirnststellcnleitung
kann dieArbeitsbefreiung versagen. wenn dienstliche Notwendig­
keiten nicht .1usreichend beriicksichtigt worden sind.

(4) Bei Streitigkeiten nach den Absätzen I bis 3 kann die
Schlichtungsstelle angerufen werden.

§ 20
Freistellung von der Arbeit 

(]) Über die Freistellung der Mitglieder der Mitarbeitervertretung 
von der Arbeit kann eine Vereinbarung zwischen der Mitarbeiter­
vertretung und der Dienststellenleitung für die Daue1, der Amtszeit 
der Mitarbeitervertretung getroffen werden. 

(2) Wird eine Vereinbarung nach Absatz l nicht getroffen, sind zur
Wahrnehmung der Aufgaben der Mitarbeitervertretung auf deren
Antrag von ihrer übrigen dienstlichen Tätigkeit in Dienststellen
mit in der Regel
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15] -300

30] - 600

601 - 1000 

Amtsblatt 

· Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen l Mitglied der
Mitarbeitervertretung,
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 2 Mitglieder der
Mitarbeitervertretung,
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 4 Mitglieder
der Mitarbeitervertretung,

mehr als insgesamt 1000 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen je 
angefangene 500 ein weiteres Mitglied der Mitarbeitervertretung 

jeweils mit der Htilfte der regelmäßigen wöchentlichen Arbeits­
zeit Vollbeschäftigter freizustellen. Satz 1 gilt nicht für die Wahr­
nehmung von Aufgaben als Mitglied der Gesamtmitarbeiter­
vertretung(§ 6) sowie des Gesamtausschusses(§ 54). 

(3) Anstelle von je zwei nach Absatz 2 Freizustellenden ist auf
Antrag der Mitarbeitervertretung ein Mitglied ganz freizustellen.

(4) Über die Freistellung entscheidet die Mitarbeitervertretung unter
Berücksichtigung der dienstlichen Notwendigkeiten nach Erörte­
rung mit der Dienststellenleitung.

(5) Bei Streitigkeiten über die Freistellung von Mitgliedern der
Mitarbeitervertretung kann die SchlichlungssteJJe angerufen wer­
den.

§ 21
Abordnungs- und Versetzungsverbot, Kündigungsschutz 

(1) Die Mitarbeiter der Mitarbeitervertretung dürfen ohne ihre
Zustimmung nur abgeordnet oder versetzt werden, wenn dies aus
wichtigen dienstlichen Gründen unvermeidbar ist und die
Mitarbeitervertretung zustimmt. Besteht die Mitarbeitervertretung
nach § 8 Absatz I aus einer Person, hat die Dienststellenleitung
die Zustimmung des Ersatzmitgliedes nach § 18 Absatz 3 einzu­
holen. Verweigert die Mitarbeitervertretung oder das Ersatzmitglied
die Zustimmung, kann die Schlichtungsstelle angerufen werden.

(2) Einern Mitglied der Mitarbeitervertretung darf nur gekündigt
werden, wenn Tatsachen vorliegen, die den Dienstgeber zur au­
ßerordentlichen KündigLmg berechtigen. Die außerordentliche
Kündigung bedarf der ZL1slimmung der Mitarbeitervertretung oder
der Zustimmung des Ersatzmitgliedes, falls die Mitarbeiter­
vertretung nur aus einer Person besteht. Die Sätze 1 und 2 gelten
für einen Zeitraum von einem Jahr nach Beendigung der Amtszeit
entsprechend, es sei denn, daß die Amtszeit durch eine Entschei­
dung der Schlichtungsstelle nach § 17 beendet wurde. § 38 Absät­
ze 3 bis 5 gelten mit der Maßgabe entsprechend, daß die
Dienststellenleitung die Frist bis ::iuf drei Arbeitstage verkürzen
kann.

(3) Wird die Dienststelk ganz oder zu einem wesentlichen Teil
aufgelöst. ist eine Kündigung fr[ihcslens zum Zeitpunkt der Auf­
lösung zullissig. es sei denn, dall wegen zwingender betrieblicher
Gründe zu einem früheren Zeitpunkt gekündigt werden muß. Die
Kündigung bedarf der Zustimmung der Mitarbeitervertretung;
Absatz 2 gilt entsprechend.

' ...,..., s -� 
Schwcigepllicht 

(1) Personen. die Aufgaben oder Befugnisse nach diesem Kirchen­
gesetz wahrnehmen oder wahrgenommen haben, sind verpflich-
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tet, über die ihnen dabei bekanntgewordenen Angelegenheiten 
und Tatsachen Stillschweigen zu bewahren. Diese Schweigepflicht 
besteht nicht für Angelegenheiten oder Tatsachen, die offenkun­
dig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedür­
fen. Die Schweigepflicht besteht auch nach dem Ausscheiden aus 
der Mitarbeitervertretung oder aus dem Dienst- oder Arbeitsver­
hältnis. In Personalangelegenheiten gilt dies gegenüber den Be­
troffenen, bis das formale Beteiligungsverfahren in den Fällen der 
Mitberatung oder Mitbestimmung begonnen hat, insbesondere bis 
der Mitarbeitervertretung ein Antrag auf Zustimmung zu einer 
Maßnahme vorliegt. Die Schweigepflicht erstreckt sich auf die 
Verhandlungsführung und das Verhalten der an der Sitzung Teil­
nehmenden. 

(2) Die Schweigepflicht besteht nicht gegenüber den anderen Mit­
gliedern der Mitarbeitervertretung. Sie entfällt au{ Beschluß der
Mitarbeitervertretung auch gegenüber der Dienststellenleitung und
gegenüber der Stelle, die die Aufsicht über die Dienststelle führt.

(3) Bei Streitigkeiten über die Schweigeptlicht kann die Schlich­
tungsstelle angerufen werden.

VI. Abschnitt. Geschäftsführung

"­ § 23
Vorsitz, Ausschüsse 

,, 
-,/ 

(l) Die Mitatbeitervertretung entscheidet in geheimer Wahl über
den Vorsitz. Der oder die Vorsitzende flihrt die laufenden Geschäf­
te und vertritt die Mitarbeitervertretung im Rahmen cler von ihr
gefal3ten Beschlüsse. Zu Beginn der Amtszeit legt die Mitarbeiter­
vertretung die ReihenfQlge·der Vertretung im Vorsitz fest. Die Rei­
henfolge ist der Dienststellenleitu� schriftlich mitzuteiien.

(2) Soweit die,Mitarbeirervertretung nur aus einer Person besteht,
übernimmt fe Stellvertretung der Wahlbewerber oder die Wahl­
bewerberin mit der nächstniedrigen Stimmenzahl, mit cler alle 
Angelegenhe',iterrder Mitarbeitervertretung beraten werden kön­
nen. 

(3) Die Mitarbeitervertretung kann die Bildung von Ausschüssen
beschließen, denen jeweils mindestens drei Mitglieder der
Mitarbeitervertretung angehören müssen und den Ausschüssen
Aufgaben zur selbständigen Erledigung übertragen. Dies gilt nicht
für den Abschluß und die Kündigung von Dienstvereinbarungen.
Die Übertragung und der Widerruf der Übertragung von Aufga­
ben zur selbständigen Erledigung erfordert eine Dreiviertelmehr­
heit der Mitglieder der Mit;:irbeitervertretung. Die Übertragung und
der Widerruf sind der Dienststellenleitung schrifllich anzuzeigen.

§ 24
Sitzungen 

(1) Nach Bestandskraft der Wahl hat der Wahlvorstancl, im Fall
der vereinfochten Wahl die Versammlungsleitung, innerhalb einer
Woche die Mitglieder der 'vlitarbeitervertretung zur Vornahme der
nach� 23 vorgesehenen W:lhien crnzuherui'c11 und die Sitzung w
leiten, h1s die Milarhcitervertrclung über 1l11e11 Vorsitz cnl,ch1c­
clc11 li;1t

(2) Der oder die Vorsitzende beraumt die weiteren Sitzungen der
Mitarbeitervertretung an, setzt die Tagesordnung fest und leitet
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die· Vcrhamllungcn. Die Mitgliedereier Miurbeitcnertretung sind 
rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesordnung zu laden. Dies gill 
auch für die lnteressenve11retungen besonderer Mitarbeitergruppen 
(/i� 49 bis 5YI, soweit sie ein Recht aufTcilnahme zin der Sit1.ung 
h,tbcn. Kan11 ein Mitglied der Milarbeilcrvcrlrelung an der Sit­
zung nichl teilnehmen, so hat es dies unter Angabe der Gründe 
unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Der oder die Vorsitzende hat eine Sitzung einzuberufen und
einen Gegenstand aur die Tagesordnung zu setzen. wenn dies ein
Viertel der Mitglieder der ivlitarheitcr\·ertretung oder die
Dienststellenleitung beantragt. Dies gilt auch bei Angelegenhei­
ten, die Schwerbehinderte oder jugendliche BeschäCtigte betref­
fen. wenn die Vertr,1uc11sperson clcr Scil',1c1·hchindertcn oder die
Vcrtrclung der Jugendlichen und Auszubildenden dies beantragen
und die Behandlung des Gegenstandes keinen Aufschub duldet.
D:inchcn ist eine Sitzung nach Salz 2 auf .-\ntrag des Vcrtrnucns­
rn:urncs der Zivildicnstlcislcnden einzuberurcn.

(4) Die Sitzungen der Mitarbeitervertretung finden in der Regel
\\iilirend der i\rbeitszcit statt. Die Milmhcitcrvcrtrctung hal bei
der Einberufung von Sitzungen die dienstlichen Notwendigkeiten
zu berücksichtigen. Die Dienststellenleitung soll von Zeitpunkt
und Ort clcr Silzungcn vorher vcrsliincligt werden. Die Silzungcn
sind nicht öffentlich.

� 25 
Teilnahme an der Sitzung der Mitarbeitcrvcrtrelung 

( 1 l Vlitgliecicr der Dicnststcl lcnlcitung sind berechtigt, an clcn Sit­
zungen teilzunehmen, clic auf ihr Verlangen nnber:1uml sind. Die 
Dienststellenleitung ist berechtigt, zu diesen Sitzungen Sachkun­
dige hinzuzuziehen. Die Dienststellenleitung ist verrflichtet, m1f 
Verlangen der Mitarhcitcrvcrlretung an Sitzungen teilzunehmen 
oder sich vertreten zu I assen. 

(21 Die Mil.;irbcilervertrclung k:1nn zu einzelnen Punkten der Ta­
gesordnung sachkundige Personen einladen. 

(:11 riir Personen, die n:•,ch den f\bsätzcn I und 2 nn t:iner Sitzung 
der Vlitarbei tcrvcrlrctung Lei lnchmcn, gilL die Schweigep11ieht nach 
§ 22. Sie sind ausdrücklich darnuf hinzuweisen.

� 26 
Beschlußfassung 

(] J Die Mitarhcilcrvcrtrctung ist bcschlulll"zihig, wenn die Mehr­
heit der Mitglieder anwesend ist. 

(2) Die Mitarbeitervertretung faßt ihre Beschlüsse mit der Mehr­
heit der bei der Abstimmung anwesenden Mitglieder. Die
Mitarbeitervertretung kann in ihrer Geschäftsordnung bestimmen,
daß Beschlüsse im Umlaufverfahren oder durch fernmündliche
Absprachen gefaßt werden können, sofern dabei Einstimmigkeit
erzielt wird.Beschlüsse nach Satz 2 spätestens in der Niederschrift
der nächsten Sitzung im Wortlaut festzuhalten.

(3) An der Beratung und Beschlußfassung dürfen Mitglieder der
Mitarbeitervertretung nicht teilnehmen, wenn der Beschluß

a) ihnen selbst oder ihren nächsten Angehörigen (Eltern, Ehe­
gatten, Kindern lllld Geschwistern),
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b) einer von ihnen krafl Gesct;es oder \ollmacht ,crLrelenrn
natürlichen oder j urislischen Person

emen Vor- oder Nachteil bringen kann. 
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(4) Die Mitarbeitervertretung bcscllliel3t in Abwesenheit der Per­
sonen, die nach g 25 Absfüze l und 2 an der Sitzungteilgenom­
men haben.

§ 27
Sitzungsniederschrift 

( l) Über jede Sitzung der Mitarbeitervertretung ist eine Nieder­
schrift anzufertigen, die mindestens die Namen der An- oder Ab­
wesenden, clic Tagesordnung, die gefaßten Bcschli1ssc. die \\':1hl­
ergebnissc und die jeweiligen SLirnmenverhältnisse enthalten mul.\.
Die Niederschrift ist von dem oder der Vorsitzender, cler Mitarbeiter­
vcr·trctung zu unterzeichnen.

(2) Hat die Dienststellenleitung an einer Sitzung cler Mitarbeiter­
vertretung teilgenommen, so ist ihr ein Auszug ;_ius cler l\icclcr­
schrirt über die Vcrh:mdlungsrunktc zuwleilcn, die i111 Bc1,cin
der Dienststellenleitung verhandelt worden sind.

� 28 

Sprechstunden, Aufsuchen am Arbeitsplatz 

( 1 :1 Die Mit:irbeitcrvcrtrclung kann S r,rcchslundcn w;ihrcncl der 
Arbeitszeil einrichten. Orl und Zeil bestimmt sie 1111 Einverneh­
men mit der Dienststellenleitung. 

(2) Die M1tglicde1· der Mitarbeitervertretung h,ibcn das Rcclll,
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Dienststelle an den Arbeils­
pliitzen aufzusuchen, sofern dies zur Erffrl lung ihrer Aul'gnben cr­
fo1dcrlich i,sl.

(3) Versäumnis von Arbeitszeit, die für den Besuch von Sprech­
slu11clc11 ocler durch sonstige Inanspruchn,d1mc der Mitarbeiter­
vertretung erforderlich ist, hat keine Minderung der Bezüge zur
Folge.

(-+) ßei Streitigkeiten über die E: nriehtung oder Durchführung von 
Sprechstunden oder das Aufsuchen am Arbeitsplatz kann die 
Schlichtun:csstellc angcrul'en werden. 

09 
Geschäftsordnung 

Einzelheiten der Geschäftsführung kann die Mitarbei tervertrctung 
in einer Geschäftsordnung regeln. 

§ 30

Sachbedarf, Kosten der Geschäftsführung 

(1) Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die laufende Ge­
schäftsführung der Mitarbeitervertretung stellt die Dienststelle die
erforderlichen Räume und den Geschäftsbedarf z:ur Verfügung.

(2) Die durch die Tätigkeit der Mitarbeitervertretung entstehen­
den erforderlichen Kosten trägt die Dienststelle. bei der die
Mitarbeitervertretung gebildet ist. Kosten, die durch clie Beizie­
hung sachkundiger Personen nach § 25 Absatz 2 und § 31 Absatz
3 entstehen, werden von der Dienststelle übernommen wenn die
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Dienststellenleitung der Kostcnllbcrnahme vorher zugestimmt hat. 

(3) Bei Gemeinsamen MitarbeiLervertretungen werden die Kosten
von den beteiligten Dienststellen entsprechend dem Verhältnis der
Zahl ihrer MitJrbeiter und Mitarbeiterinnen getrngen, Die Glied­
kirchen können andere Regelungen vorsehen.

( 4) Reisen de1· M ilgl ieder der [\ 1 i tarbeiterverlretung. die t'ür ihre
Täligkcit notwendig sind, gellen als Dienstreisen. Die Genehmi­
gung dieser Reisen und die Erstattung der Reisekosten erfolgen
nach den für die Dienststelle geltenden Bestimmungen. Erstattet
werden Reisekosten in Höhe der Reisekostenstufe B. ersatzweise
die Reisekosten. die Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen nach Yer­
gütungsgrnppe !Y b zustehen.

(5) Die Mitarbeitervertretung dzirf für ihre Zwecke keine Beiträge
erheben oder Zuwendungen ;in nehmen.

(6) Bei Streitigkeiten über clen Sachbedarf, die Kosten der Ge­
schül'tsfiihrung und die Genehmigung von Dienslreisen kann die
Schlichtungsslelle angerufen 1H·rden.

VII. Abschnitt. Mitarbeiterversammlung

� 31 
Mitarbeitenersammlung 

( 1) Die M it,1rbciterversamrnlung besteht aus allen Wahlberechtig­
ten der Dienststelle. Sie wird von dem oder der Vorsitzenden der
Mitarbeitervertretung einberufen uncl geleitet; sie ist nicht öffent­
lich. Die E1nl::idung hat unter Ang::ibe der T::igesordnung minde­
stens eine Woche vor dem Termin zu erfolgen. Zeit und Ort der
Mitarbeitc11'c1samrnlung sind mit der Dienststellenleitung abzu­
sprechen.

(2) Die M it::irbeitervertretung hat mindestens einmal im Jahr eine
ordentliche Mitarbeiterversammlung einzuberufen und in ihr ei­
nen Tätigkeitsbericht zu erstatten. Weiterhin ist der oder die Vor­
sitzende der Mitarbcitcrvertrctu11g be1-cchtigt und :1ut·i\11trag eines
Viertels der W:1hlbcrechtigtc11 oder der Dienststellenleitung vcr­
pllichteL eine außerordentliche Mitarbeiterversammlung einzube­
rufen uncl den Gegenstand, dessen Beratung beantrngt ist, auf die
Tagesordnung zu setzen,

(3) Die lv1itc1rbeitcrvertretung k:rn11 zu einzelnen Tc1gesordnungs­
punkten ScKhi-;undigc Personen zur Beratung hi nn1zichen,

( 4) Die ordentliche Mi tarbei terversamfTII ung findet in der Arbeits­
zeit statt, sofern nicht dienstliche Gründe eine andere Regelung
erfordern. Die Zeit derTeilnahme an der ordentlichen Mitarbeiter­
versammlung und die zusätzlichen Wegezeiten gelten als Arbeits­
zeit, auch wenn die Mitarbeiterversammlung außerhalb der Ar­
beitszeit stattfindet. Die Sätze I und 2 gelten für außerordentliche
Mitarbeiterversammlungen entsprechend, wenn dies im Einver­
nehmen zwischen Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung
beschlossen worden ist.

(5) Die Dienststellenleitung soll zu der Mitarbeiterversammlung
unter Mitteilung der Tagesordnung eingeladen werden; sie ist ein­
zuladen, soweit die Versammlung auf ihren Antrag stattfindet. Sie
erhält auf Antrag das Wort.
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(6) Kann nach de11 dienstlichen Ycrhiiltnisscn eine gcmeins:unc
Vusammlung alln Mitarbeiter und [\Jitarbciterinnen nicht st,1tt­
finden, so sind Teilversammlungen abzuhalten. Für Teil­
versammlungen geiten die Absätze i bis 5 entsprechend Die
Mitarbeitervertretung kann darüber hinaus Teilversammlungen
durchführen, wenn dies zur Erörterung der besonderen ßetzinge
der Mitarbeiter und [\11tarbcitcrinnc11 eines i\rbe1lsbcreic11es oder
lxstimmtcr Personengruppen eri'ordcrlich ist.

(7) Für die Übernahme der Kosten, die durch eine Mitarbeiter­
\'ersammlung entstehen, gilt§ 30 entsprechend.

* 32
Aufi,:ahen 

( 1) Die Mitarbeiterversammlung nimmt den Tätigkeitsbericht der
Mitarbeitervertretung entgegen und erörtert Angelegenheiten. die
zu mAufgabenbereich der Mitarbeitervenretung gehören. Sie kann
Anträge an die Mitmbeitervertretung stellen und zu den Bcsch1Lis­
scr1 der Mitarbeitervertretung Stcllun!,'. nehmen. Die Mildrbeitcr-
1enretung ist an die Stt:llungnahme der [\Jitarbeiterve1·sa1rnnlung
nicht gebunden.

(2) Die Mitarbeiterversammlung wählt den Wahlvorstancl,

VIII. Abschnitt.
Aufgaben und Bdugni�se de1;,l\litarheitervertretung 

§ 33
Grundsätze für die Zusammenarbeit 

( 1) Mitarbeitervertretung upu-Dicnststellcnlcitung sind vcrpllich­
tet. sich gegenseitig bei der Erl'iillung il'frcr,.\ut·g,1ben zu unlersltil­
zen. und arbeiten \'ertraucnsvoll und p,ll'tllerschartlich w,,1mrnen.
Sie informieren sich gegenseitig über Angelegenheiten, die die
Dic:nstgemeinschaft betreffen. Sie achten darauf, daß alle Mitar­
beiter und Mitafbeiterinnen nach Recht und Billigkeit behandelt
werden, die Yereinigungsfreiheit nicht beeinträchtigt wird und jede
Bet:itigung in dJr Dienststelle unterbleibt. die der i\ulg:tbc" der
Dienststelle der Dicnstgcmernscha!'t "dn dem i\rbcitsJ'rieclen al,­
tr,iglich ist.

(2) Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung sollen in regel­
mäßigen ZeitabsUinden. mindestens aber einmal im Jahr. zur Be­
,rrechung allgemeiner Fragen des Dienstbetriebes und cler Dirnst­
gemeinschart und zu111 Austausch von Yorschliigcn und J\mc:cun­
gen zusamrncnkornmcn, In der Besprechung sollen auch Fugen
der Gleichstellung und der Gemeinschaft von Frauen und Män­
nern in ger Dienststelle erörtert werden. Sofern eine Gemeinsame
Mitarbeitervertretung nach§ 5 Absatz 2 besteht, findet einmal im
Jahr eine Besprechung im Sinne des Satzes I mit allen beteiligten
Dienststellenleitungen statt.

(3) In strittigen Fragen ist eine Einigung durch Aussprache anzu­
streben. Erst wenn die Bemühungen um eine Einigung in der
Dienststelle gescheitert sind, dürfen andere Stellen im Rahmen
der dafür geltenden Bestimmungen angemfen werden. Das Schei­
tern der Einigung muß von der Mitarbeitervertretung oder der
Dienststellenleitung schriftlich erklärt werden. Die Vorschriften
über das Verfahren bei der Mitberatung und der Mitbestimmung
bleiben unberührt.



!-lefc:l/19% 

§ 34
Informationsrechte der Mitarbeitervertretung 

(1) Die Mitarbeitervertretung ist zur Durchführung ihrer Aufga­
ben rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. Die Dienststellen­
leitung soll die Mitarbeitervertretung bereits während der Vorbe­
reitung von Entscheidungen informieren und die Mitarbeiter­
vertretung, insbesondere bei organisatorischen oder sozialen Maß­
nahmen, frühzeitig an den Planungen beteiligen. In diesem Rah­
men kann die Mitarbeitervertretung insbesondere an den Bera­
tungen von Ausschüssen und Kommissionen beteiligt werden.

(2) Der Mitarbeitervertretung sind die zur Durchführung ihrer
Aufgaben erforderlichen Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung zu
stellen. Bei Einstellungen werden der Mitarbeitervertretung auf
Verlangen sämll iche Bewerbungen vorgelegt; Mitarbeiter­
vcrtretung und Dienststellenleitung können hierüber eine Dienst­
vereinbarung abschließen.

(3) Die Mitarbeitervertretung darf Personalakten ,nur nach schiift­
licher Zustimmung der betroffenen Person und nur durch ein von
ihr zu bestimmendes Mitglied der Mitarbeitervertretung einsehen.
Dienstliche Beurteilungen sind auf Verlangen der Beurteilten vor
der Aufnahme in die Personalakte der Mitarbeitervertretung zur
Kenntnis zu bringen.

(4) Bei Streitigkeiten über die Informationsrechte der Mitarbeiter­
vertretung kann die Schlichtungsstelle angemfen werden. 

§ 35
Allgemeine Aufgaben der Mitarbeitervertretung 

( 1) Die Mitarbeitervertretung hat die beruflichen, wirtschaftlichen
und sozialen Belange der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu för­
dern. Sie hat in ihrer Mitverantwortung für die Aufgaben der
Dienststelle das Verständnis für den Auftrag der Kirche zu stärken
und für eine gute Zusammenarbeit einzutreten. 

(2) Unbeschadet des Rechts des Mitarbeiters oder der Mitarbeite­
rin, persönliche Anliegen der Dienststellenleitung selbst vorzu­
tragen, soll sich die Mitarbeitervertretung der Probleme anneh­
men und die Interessen auf Veranlassung des Mitarbeiters oder
der Mitarbeiterin, sofern sie diese für berechtigt hält, bei der
Dienststellenleitung vertreten. 

(3) Die Mitarbeitervertretung soll insbesondere 

a) Maßnahmen anregen, die der Arbeit in der Dienststelle und 
ihren Miwrhcitcrn und Mitarheilcrinnen dienen, 

b) dnlür eintreten, daß die arbeits-, sozial- und dienstrcchtlichcn 
Bestimmungen. Vereinbarungen und Anordnungen eingeh::il­
tcn werden. 

c) [kschwcrden,/\ni'ragcn uml1\nregungc11 \l)[] Mil;1rbcitcrn und
Mitarbeiterinnen entgegennehmen und, soweit diese berech­
tigt erscheinen, durch Verhandlungen mit der Dienststellen­
leitung auf dL:rcn Erledigung hinwirken.

d) die Eingliederung und die bernl1ichc Entwicklung hilfs- unu
schutzbedliri'liger, insbesondere schwerbehinderter oder älte­
rer Personen in die Dienststelle fördern und für eine ihren
Kenntnissen und Eihigkeitcn entsprechende Bescl!ztftigung
eintreten, 

e) flir die Gleichstellung und die Gemeinschaft von Frauen und 
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Männern in der Dienststelle eintreten und Maßnahmen zur 
En-eichung dieser Ziele anregen sowie an ihrer Umsetzung 
mitwirken, 

t) die Integration ausländischer Mitarbeiter und Mitarbciterin­
·nen fördern. 

(4) Werden Beschwerden nach Absatz 3 Buchstabe c in einer Sit­
zung der Mitarbeitervertretung erörtert, hat der Beschwerdeführer
oder die Beschwerdeführerin das Recht, vor einer Entscheidung 
von der Mitarbeitervertretung gehört zu werden. 

§ 36
Dienstvereinbarungen 

( 1) Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung können Dienst­
vereinbzirungen abschließen. Dienstvereinbarungen dürfen Rege­
lungen weder erweitern, einschränken noch ausschließen, die auf 
Rechtsvorschriften, insbesondere Beschlüssen der Arbeitsrechtli­
chen Kommission, Tarifverträgen und Entscheidungen des Schlich­
tungsausschusses nach dem Arbeitsrechtsregelungsgesetz oder 
allgemeinverbindlichen Richtlinien der Kirche beruhen. Arbeits­
entgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die clurcl1 die in Satz 2
genannten Regelungen vereinbart worden sind ocler üblicherwei­
se vereinbart werden, können nicht Gegenstand :::incr Dienst­
vereinbarung sein, es sei denn, die Regelung nach Satz 2 llißt eine
DienstvereinJJarung ausdrücklich zu.

(2) Dienstvereinbarungen sind schril'tlich niederzulegen, von bei­
den Partnern zu unterzeichnen und in geeigneter Weise bekannt­
zugeben.

(3) Dienstvereinbarungen gelten unmittelbar und können im Ein­
zelfall nicht abbedungen werden.

(4) Wenn in der Dienstvereinbarung Rechte l'ür die Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen begründet werden. ist darin in der Regel fest­
zulegen, inwieweit diese Rechte bei Außerkrafttreten der Ilicnst­
vereinbamng fortgelten sollen (Nachwirkung). 

(5) Dienstvereinbarungen können, soweit nichts anderes verein­
bart ist, mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Monats
gekündigt werden.

(6) Bei Streitigkeiten über dieAuslegung von Dienstvereinbarungen 
kann die Schlichtungsstelle angemfen werden. Bei Streitigkeiten
über den Abschluß von Dienstvereinbarungen kann die Scillich­
tungsstelle aufAntrag der Mitarbeitervertretung oder Dienststellen­
leitung einen Vermittlungsvorschlag unterbreiten.

§ 37 
Verfahren der Beteiligung der Mitarbeitervertretung 

( l) Die Mil,1rhcilcrvcrlrc·tu11g wird insbesondcrT in den Vcrl'ahrcn
der i\1itbestimmung (§ 38), der eingeschränkten Mitbestimmung
(§ 41) und der Mitberatung(§ 45) beteiligt.

(2) Die Mitarbeitervertretung hat ihre Beteiligungsrechte: im RJh­
men der Zustiindigkeit der Dienststelle und cler geltenclen Bestim­
mungen wahrwnchmen.
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* 38
Mitbestimmung 
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( 1) Soweit eine Maßnahme der l\1itbestimmung der tviitarbeiter­
vertretung unterliegt, darf sie erst vollzogen werden. wenn die
Zustimmung der Mitarbeitervertretung vorliegt oder durch den
SchlichtungSc1usschuß ersetzt worden ist. Eine der l\litbcsti mrnung
untcrliegemle l\L1ßn;1h111e ist unwirksam, wenn die Mitarbeiter­
vertretung niclll beteiligt worden ist.

(2) Die Dienststellenleitung untenichtet die Mitarbeiterve11retung
von der beabsichtigten Maßnahme und beantragt deren Zustim­
mung. Auf Verbngen der Mitarbeitervertretung ist clic beabsich­
tigte Maßn;1hme mit ihr zu erörtern.

(3) Die Maßnahme gilt als gebilligt, wenn die Mitarbeitervertretung
nicht innerhalb von zwei Wochen clie Zustimmung schriftlich ver­
weigert oder eine mündliche Erörterung beantragt. Die
Dienststellenleitung kann die Frist in dringenden Fällen abkürzen.
Die Frist beginnt mit eiern Zug;1ng cler Mitteilung ;m clen Yorsit­
zemlen ocler die Vorsitzende der Mitarbeiterverlrctung. Die
Dienststellenleitung kann im Einzelfall die Frist ;:iuf Antrag der
Mitarbeitervertretung verlängern. Die Mitarbeitervertretung hat
eine Verweigerung der Zustimmung gegenüber der D1enststellen­
leitung schri Ctlich zu begründen.
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,ll Bestellung uncl ;\bberufung von Vertrciucns- uncl Betriebsii1·z­
ten uncl -iirztinnen sowie Fachkriiften l(ir i\rbcitssicherhcit, 

b) Maßnahmen zur Verhütung von Unt'ällcn und gesundheitl icl1en
Gefahren,

c) Errichtung, Verwaltung und Auflösung von Sozialeinriclitun­
gen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform.

dJ Beginn uncl Ende der täglichen Arbeitszeit uncl der Pm1scn 
sowie Verteilung der /\rbeitszeit au!' die cinzclncn 
Wochentage, 

e) Aufstellung von Grundsätzen für den Urlaubsplan,
f) Aufstellung von Sozialplänen (insbesondere bei Auflösung,

Einschränkung, Verlegung und Zusammenlegung von D1enst­
:itcllen oder erheblichen Teilen von ihnen) einschließlich Pl:i­
ncn für Urnschulung .rum /\usglcich udcr 1,ur Milderung \'Oll
wirtschaftlichen Nachteilen und für die Folgen von R;itioncili­
sierungsmaßnahmen, wobei Sozialpläne Regelungen weder
einschränken noch zwsschließen dürfen. die au(' Rechtsvor­
schriften oder allgemein verbindlichen Richtlinien beruhen,

g) Grundsfüze der Arbeitsplatzgestaltung
hJ Einführung grundlegend neuer /\rbeitsmcthodcn,
i) l\L1l)nahmen zur Hebung der /\rbeitslcistung und zur Erleich­

terung des Arbeits,1blaufs,
j) Einführung und Anwendung von Maßnahmen oder technischen

Einrichtungen, die dazu geeignet sincl, dc1s Verhalten oder die
Leistung der Mitarbeiter und.Mitarbeiterinnen zu überwachen,

kJ Regelung der Ordnung in der Dienststelle (1-faus- und Betriebs-
(4) Kommt i11 den Ftillen der f'vlitbestimmung keine Finigung zu­
stande, k;:inn die Dienststellenleitung innerhalb von zwei Wochen 
nachAbschlull der Erörterung oder nach Eingang der schriftlichen, J) 
Weigerung die Schlichtungsstelle anrufen. 

orclnungen) uncl des Yerhaltp1s dcr,Mit.irbeiter und MiLirhci­
terinnen im Dicn.st. 
Planung und Durchführung von Ver;:instaltungen für die Mit­
Zlrbeiter und Mitarbeiterinnen, 

(5) Die Diensts tel lcn\citung kann hei M;1ßnahmen. die keinen
/\ufschuh dulden. bis zur endg(1ltigen Entscheidung vorläufige
Regelungen treffen. Vorläufige Regelungen dürfen die Durclüüh­
rung einer anderen endgültigen Entscheidung nicht hindern. Die
Dienststellenleitung hat der Mitarbeitervertretung eine beabsich­
tigte vorläu!'ige l\laßnahme mitzuteilen, zu begründen und unver­
züglich das Verfahren der Absätze I und 2 einzuleiten oder fortzu­
setzen.

§ 39
Fälle der Mitbestimmung bei allgemeinen 

personellen Angelegenheiten 

Die Mitarbeitervertretung h,1t in clen folgenden Fiillen ein Mitbe­
stirnrnungsrecht 

a) Inhalt und Verwendung von Personalfragebogen und sonsti
gen Fragebogen zur Erhebung personenbezogener Daten, so­
weit nicht eine gesetzliche Regelung besteht,

b) Aufstellung von Beu11eilungsgrundsätzen für die Dienststelle,
c) Aufstellung von Grundsätzen für die Aus-, Fort- und Weiter­

bildung sowie die Teilnehmerauswahl,
d) Auswahl derTeilnehmer und Teilnehmerinnen an Fo1tbildungs­

verantstaltungen,

§ 40

Fälle der Mitbestimmung in organisatorischen 
und sozialen Angelegenheiten 

Die Mitarbeitervertretung hat in folgenden Fällen ein Mitbestim­
mungsrecht 

m) Grundsätze für die Gewährung von Unterstützungen oder son­
stigen Zuwendungen. auf ,ilic kein Rcchts,mspruch bestcl1t,

111 Zuweisung von 1\lietwohnungen odei'l\1chtlaml an Mit:1rlxi­
lC1" und Mitarbcitc11nnen, wenn die D,cnststcllc darüher ver­
fügt, sowie allgemeine Festsetzung der Nutzungsbedingungen 
und die Kündigung des Nutzungsverhfünisses. 

I 

§ 41
Eingeschriinkte Mithestimmung 

( 1) Die Mitarbeitervertretung darf in den Fällen der eingeschrhnk­
ten Mitbestimmung (§s 42 und 43) mit Ausnahme des Falles ge­
mtiß § 42 Buchstabe b (ordentliche Kündigung nach Ablauf c\er
Probezeit) ihre Zustimmung nur verweigern, wenn

Z\J die Maßnahme gegen eine Rcchtsvorschrii"l, eine Vertragsbe­
sti rnmung, eine Dienstvereinbarung. eine Vcrwaltungs;\!l­
ordnung, eme andere bindende Bestimmung, eine recl1tskräf­
tige gerichtliche Entscheidung verstößt oder ermessens­
fehlerhaft ist, 

b) die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, daß deroder
die durch die Maßnahme betroffene oder andere Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen benachteiligt werden, ohne daß dies aus
dienstlichen oder persönlichen Gründen gerechtt'crtigt ist,

c) die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, daß eine
Einstellung zur Störung des Friedens in der Dienststel lc führt

(2) Im Falle des § 42 Buchstabe b (ordentliche Kündigung nach
Ablauf der Probezeit) darf die Mitarbeitervertretung ihre Zustim­
mung nur verweigern. wenn
a) die Kündigung gegen eine Rechtsvorschrift. eine arbeitsrecht­

, liehe Regelung, eine andere bindende Bestimmung oder ge-
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gen eine recl1tskrfüt1ge gerichtliche Entscheidung verstör',t, 
h) bei der Auswahl zu klindigcncb Mil:1rbeitcr und l\litirhcite­

rinnen soziale Gesichtspunkte nicht oder nicht ausreichend
bcrücksichtigt worden sinJ,

c) zu kündigende l\litarbeite1· und Miwrhcitcrinncn an einem
anderen Arbeitsplatz in derselben Dienststelle weiterbeschhftigt
werde11 können,

d) eine Weiterbeschäftigung von Mitarbeitern und Mitarbeiterin­
nen unlcr ,mdcren Vertragsbedingungen oder nach zumutba­
ren Umschulungs- uncl Forthilclungsnrnßnahrnen möglich
ist uncl die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ihr� Zustimmung
hierzu erkl'.ilt li:,ben.

(3) Fü1·das Verfahren bei Jcr ci11ge,cl11tinkten Mitbestimmung gilt
� 38 entsprechend.

§ 42

Fälle der eingeschränkten Mithestimnrnng in 
Personalangelegenheiten der privatrechtlich angestellten 

Mitar heiter und Mitarheiterinnen 

Die l\litarbeitervcrt1·ctung l1z1l in den rolgendcn l'nsonalan­
gelegcnheiten cler privatrechtlich angestellten Mitarbeiter uncl 
Mitarbeiterinnen ein eingeschrünktes Mitbestimmungsrecht 

a) Einstellung,
b) orclcntl1chc Kündigung nach /\blauf der Probezeit,
c) Eingruppie1·ung einschlieGlich Festlegung der Fallgruppe,

Wechsel der Fallgruppe, Umgruppierung.
cl) Ühntr�1gung einer höher 0der nied1·iger bcwcrlctcn Tfüigkcit

von mehr 81s drei Monaten Dauer,
cJ dauernde ÜbcrtE1gung cinerTä,igkl;it, di� c:inen/\nspruch aul 

Zahlung einer Zulage auslöst, sowie Widerruf einer solchen 
Übertrzigung, 

r) Urnsct1.ung inncd1all0 cinn Dic11slstclle unter gicich1.eitigcn
Ortswechsc 1,

g) Vcrsctwng oder Abordnung LU einer anderen Dienststelle von
mehr :11s drei Monaten D:11:er, wobei in öesen Fällen eile
Mitarbeitervertretung der Z1ufoehmenden Dienststelle
unbeschadc', des Mitberatungsrechts nach� 4(1 13uchswbe d
mitbeslimml,

h) \\'eiteuesch:iltigung über LJit; Altt:rsgrenze hinaus,
i1 Anordnungen, wclcl1c die Freiheit in der Wahl der Wohnung

beschrhnken, 
j) Vcrs,1gu ng und \Vidt:11 ur clcr Cc·nchrnigung einer N cbcnUtig­

keit,
k) Ablehnung eines Antrages ZlUf Ermäßigung der Arbeitszeit oder

Beurlaubung in besonderen Fällen (aus familien- oder
arbeitsmarklpolilischen Gründen).

§ 43

Fälle cler eingeschränkten Mitbestimmung in 
Personalangelegenheiten cler Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 

In öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen 

Die Mitarbeitervertretung bat in den folgenden Personalan­
gelegenheiten der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in öffentlich­
rechtlichen Dienstverhältnissen ein eingeschränktes Mitbestim­
mungsrecht 

a) Einstellung
b) Anstellung,
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c) Umwandlung des Kirchenccamtenverlli\ltnisses in ern solches
anllcrcr Art,

d) Ablehnung einesAntrnges auf Ermäßigung der Arbeitszeit oder
ßcurlaubung in ceso11J�ren Fällen (aus fomilirn- odc1
arheit�marktrolitischen Grunclen),

e) Verlängerung der Probezeit,
f) Ik fiirdcrung,
g) Übertrngung eines anderen Amtes, das m1L einer Zulzige

ausgcsUlll:l ist,
h1 Ühertn1gung eines anderen Amtes mit höherem Endgrundgehalt 

ohne Änderung der Amtsbezeiclmung oder Übertragung eines 
anderen Amtes mit gleichem Emlgrumlgchalt rnit Änderung 
der Amtsbezeichnung, 

IJ Zulassung ZJm Aulsticgsvcrfahr,�n, Verleihung cines anclcrcn 
Amtes mit :rnclcrer Amtsbezeichnung beim Wechsel clcr 
Lautbahngru rpe, 

j) dauernde Übertragung eines hökr oder niedriger bewerteten
Dienstrostens, 

k) Umsetzung ;nnerhalb der Dienststelle bei gleichzeitigem
Ortswechsel.

!) Versetzi.:ng oder Abordnung von mehr als drei Monaten Dauer 
zu einer anderen Dienststelle odci· einem andcr:n Dienstherrn 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, wobei in clicsen Fällen 
die Mitarbei'.ervertretung der aufoehmenclcn Dienststelle 
unhcschaclet des \1itbcratungsrcchts nach� 46 I3uchstahc d 
mitbestimmt, 

rnJ llinausschicbcn lks Ei11lrills in clcn Ruhestand wegen 
Erreichens der Altersgrenze, 

n) Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Wohnung
bcschr:inkcn.

o) Versagung sowie Wide1TL1f clcr Genehmigung ei ncr
Nebcn@igkcit,

p! Entlassung aus dem Ki1·chenhcamtenvcrh:iltnis auf Probe ocler 
Wideffuf, wenn die Entlassung nicht beantragt worclen isl, 

q) vorzeitige Vcrset1.ung in den Ruhestand gegen den Willen des
Kirchenbeamten ocler der Kirchenbczimtin.

r) Versetwng in den Wartestand oder einstweiligen Ruhestand,
sofern clcr Kirchenhc:1mtc uclcr die Kirchcnhe::imtin clie
Beteiligung C:er Mit::irbeitervenretung beantragl.

* 44

Ausnahmen von der Beteiligung in Personalangelegenheiten 

Eine Beteiligung in Personalangelegenheiten cler Personen n::ich � 
4 t1ndeL nicht slall rnit,,\usn:,hm� der 1·on cler Mitarbeitervertretung 
nach Gesetz oder Satzung in leitende Organe ents.:indten Mitglie­
der. Daneben linciet keine Beteiligung in den Personalan­
gelegenheiten der Personen statt, die im pfarramllichen Dienst und 
in der Ausbildung ocler Vorbereitung clnzu stehen; gleiches gilt l'lir 
die Personalangelegenheiten der Lehrenden an kirchlichen Hoch­
schulen oder Fachhochschulen. Die Gliedkirchen können Niilieres 
bestimmen, 

§ 45
Mitberatung 

( 1) In den Fällen der Mitberatung ist der Mit.lrbeitervcrtretung eine
beabsichtigte Maßnahme rechtzeitig vor der Durchführung bc­
kanntzugeben und auf Verlangen mit ihr zu erörtern. Die
Mitarbeitervertretung kann die Erörterung nur inncrh:tl b von zwei
Wochen nach Bekanntgabe der beabsichtigten Maßn,1h111e verl.:in­
gen. In den Fli11en des § 46 Buchstabe b kann die Dienststellen-
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kitung die frist bis c1ur drei Arbeitstage verkürzen. Äußert sich 
die Mitarbeitervertretung nicht innerhalb von zwei Wochen oder 
innerhalb der verkürzten Frist nach Satz 3 oder hfü sie bei der 
Erörterung iltrc Einwcndungc11 oder Vorschläge nicht aufrecht. so 
gilt die Maßnahme als gebilligt. Die Fristen beginnen mit Zugang 
der Mitteilung an den Vorsitzenden oder die Vorsitzende der 
f\l1tarbc1tcr,crtrctung. Im Emzelt'all können clic Fristen aul An­
trag der Mitarbeitervertretung von der Dienststellenleitung ver­
längert werden. Im Falle der Nichteinigung hat die Dienststellen­
leitung oder die Mit:1rbeitervertrctung die Erörterung für beendet 
zu erklären. Die Dienststellenleitung hat dnc abweichende Erll­
scheidung gegenüber der Mitnrbeitervenretung schriftlich zu be­
gründen. 

(2) Eine der Mitberntung unterliegende Maßnahme ist unwirksam.
wenn die M itarbeite1·vertretung nicht nach Absatz 1 beteiligt wor­
ucn ist. Die t\.1itarbc1tervertretu11g kann innerhalb \On zwei Wo­
chen nach Kenntnis, spätestens sechs Monate nach Durchführung
der Maßnahme die Schlichtungsstelle anrufen. wenn sie nicht nach
Absatz I beteiligt worden ist.

§ 46
Fiille der l\Iitheratung 

Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Fällen ein rvlit­
berntungsrcci1t 

a) Auflösung, Einschränkung. Verlegung und Zusammenlegung
von Dienststellen oder erheblichen Teilen von ihnen,

b ! außerordentliche K(.llld1gung. 
c) ordenti1che Kündigung innerhalb der Probezeit,
d) Versetzung und Abordnung von mehr als drei Monaten Dc1uer.

wobei das Mitbc:atungsrccht hier fürclic Mitarbeitervertretung
der abgebenden Dienststelle besteht,

e) Aufstel!ung von Grundsätzen für die Bemessung des
Pcrson,1lbedarfs.

1) Aufstellung und Änderung des Stellcnplanentwurrs,
g) Geltendmachung von Schadenersatzansrrüchen aufVerlangen

der in Ansrrucl1 genommenen Mitarbeiter und
M itarbci tcrinne11.

h) dauerhal'Le Vergabe von Arbeitsbereichen an Dritte, die bisher
von M1rnrbeitcrn und Mirnrbeiterinnen der Dienststelle
wahrgenommen werden.

§ 47
lnitiativrel'ht de1· fllitarbeitervertn�tung 

(]) Die Mitarbeitervertretung kann der Dienststellenleitung in den 
Fällen der§§ 39, 40, 42, 43 und 46 Maßnahmen schriftlich vor­
schlagen. Die Dienststellenleitung hat innerhalb eines Monats Stel­
lung zu nehmen. Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 

(2) Kommt in den Fällen des Absatzes 1, in denen die Mitarbeiter­
vertretung ein Mitbestimmungsrecht oder ein eingeschränktes
Mitbestimmungsrecht hat, auch nach Erörterung eine Einigung
nicht zustande, so kann die Mitarbeitervertretung innerhalb von
zwei Wochen nach Abschluß der Erörterung oder nach der Ableh­
nung die Schlichtungsstelle anrufen. Die Mitarbeitervertretung kann
die Schlichtungsstelle ferner innerhalb von zwei Wochen anrufen,
wenn die Dienststellenleitung nicht innerhalb der Monatsfrist des
Absatzes I schrilllich Stellung genommen hat.
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Ileschwerderecht der Mitarbeitervertretung 

( l) Verstößt die Dienslstcllenlcitung gegen sich aus clicsem Kirchen­
gesetz ergebende oder sonstige gegenüber den Mitarbeitern und
Mitarbeiterinnen bestehende Pflichten. hat die Mitarbe1ter­
\ertretung cl:1s RechL bei den zustiindigen Leitungs- undAuls1chts­
organen Beschwerde einzulegen.

(2) Bei berechtigten Beschwerden hat das Leitungs- odcrAufsichts­
organ im Rahmen seiner Möglichkeiten Abhilfe zu schallen oder
auf Abhilfe hinzuwirken.

IX. Abschnitt. 1 nteresscnverti-ctung
besonderer Mitarbeitergruppen

H9 

Vertretung der Jugendlichen und der Auszubildenden 

( 11 Die Mit:1rbcitcr und Mitarbeiterinnen unter 18 Lthrcn. die Aus­
zubildenden sowie die weiteren zu ihrer Berufsausbildung Beschär­
tigten wählen ihre Vertretung, die von der Mitarbeitervertretung in 
Angelegenheiten der Jugendlichen und 1-\uszubilclrnclcn zur Lkra­
tung hinzuzuziehen ist. In die Vertretung können .�1 itarbeiter und 
Mitarbeiterinnen bis zum vollendeten 24. Lebensjahr gewählt 
werden. Für clic Wählbarkeit gilt� 10 entsp1·echcml. Gewiihlt wcr­
clen 

eine Person bei Dienststellen mit in der Regel 5 - 15 Mitarbeitern 
uml Mitarbeiterinnen. 
drei Personen bei Dienststellen mit in der Regel mehr als insge­
samt 15 Mitzirbeitern und Mi,mbe1terinnen. 

(2) Die Amtszeit beträgt zwei Jahre.

(1) Geantr�1:c:t ci,� Mitglied der Vertretung spliteslrns vor Beendi-
gung seines Ausbildungsverhiiltnisscs !Ur den f::ill des crfolgrei­
chenAbschlus�es,seirierAusbi ldung schriftlich die Weiterbeschäl'­
ti gung, so bcd:i°rf die Ablehnung de, Antrages durch die
Dienststellenleitung der Zustimmung der Mitarbeitervertretung.
wenn die Dienststelle gleichzeitig weitere Auszubildende wc1ter­
beschäftlgt. Die Zustimmung kann nur verweigert werclen. wenn
cle1 durch Tttsachen begründete VerdacJ1t besteht. <.laß die Ableh­
nung der Weiterbeschäftigung wegen der Tätigkeit als M1tgiied
der Vertretung erfolgt. Verweigert die Mitarbeiterve11retung die
Zustimmung. so kann die Dicnst,tellenlcitung inne:haJb von zwei
Wochen die Schlichtungsstelle anrufen.

(4) Für Mitglieder der Vertretung nach Absatz I gelten die§§ 1. 1,
13, 14, 15 Absätze 2 bis 4 und §§ 16 bis 22 entsprechend.

§ 50
Vertrauensperson der Schwerbehinderten 

(1) In Dienststellen, in denen mindestens fünf Schwerbehinderte
nicht nur vorübergehend beschäftigt sind. werden eine Vertrau­
ensperson und ein Stellvertreter oder eine Stel lvertrcterin gewählt.

(2) Wahlberechtigt sind alle in der Dienststelle beschäftigten
Schwerbehinderten.
(3) Für die Wählbarkeit gilt§ 10 entsprechend.
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§ 51
Aufgaben de1· Vertrauensperson der Schwerbehinderten 

( 1) Die Vertrauensr,erson hat die Interessen der Schwerbehinder­
ten in der Dienststelle zu vertreten und ihnen beratend und hel­
fend zur Seite zu stehen. Sie hat rnr ,1llem

:1) darüber 1.u \\;1chcn. da!) die zugunsten der Sclrncrbchindcr­
tcn in der Dienststelle geltenden Rechtsvorschriften. 
Dienstvcrcinbc1rungen und Vef\rnltungsanordnungen 
eingehalten werden, 

b) Maßnahmen. die den Schwerbehinderten dienen, bei den
zuständige11 Stellen zu bcantrngcn,

c·) Anregungen und Beschwerden \Un Schwerbchimlcncn 
cntgcgcrllu nch mcn und, fol l s sie berechtigt crschei nen. durch 
Verhandlung mit der Dienststellenleitung auf Erledigung 
hinzuwirken. wobei sie die Schwerbehinderten über den Stand 
uncl das Ergebnis der Verhandlungen zu unterrichten hat. 

(2) Die Vcrtr;iucn,rcrson ist von der Dienststellenleitung in allen
i\ngclcgcnhcircn. die einzelne Selm nbchindertc oder die Schwer­
behinderten als Grur,r,c berühren. rechtzeitig und umfnssend zu
unterrichten und \'Or einer Entscheidung zu hören; die-getroffene
Entscheidung ist der Vertrauensperson tmverzüglich mitzuteilen.

(3) Schwerbcl1inckrlc haben das Recht. bei Einsicht in die über
.,ic geführten Pcr,onalaklcn die Vcrtraucns[Jcrson hinzu1uzichc11.

(4) Die Vertrauensr,erson hat das Recht, an allen Sitzungen der
:'v1itarbeitervertrctung beratend teilzunehmen. Erachtet sie einen
Beschluß der !Vlitarbeitervertretung als erhebliche Beeinträchti­
gung wichtiger Interessen der Schwerbehinderten. so ist auf ihren
Antrag dc1· Beschluß aur die Dauer \Oll einer Woche \()In Zcit­
runkt der fk.,chlußfassung an auszusetzen. Die Aus.,elzung hat
keine Verlängerung einer Frist zu Folge.

(5) Die Vertrnuensr,erson hat das Recht, mindestens einmal im
Jahr eine Versammlung der Schwerbehinderten in der Dienststel­
le durchzurühren. Die J'ür die Mit:1rbcitcrvers:1mmlung geltenden
Vorschriften clci- �:� 31 und 32 gellen cbbei crHS[Jrcchcnd.

§ 52
Persönliche Rechte und Pflichten der Vertrauensperson 

der Schwerbehinderten 

( 1) Für die Rechtsstellung der Vcdr:1ucns[Jcrson der Schwerbe­
hinderten gclll'n die�� 11 und 1 J l,is 22 cntsr,rechcncl.

(2) Die Räume und der Geschiiftsbednrf, die der Mitarbeiter­
vertretung für deren Sit2;ungen, Sprechstunden und laufende Ge­
schäftsführung zur Verfügung gestellt werden, stehen für die glei­
chen Zwecke auch der Vertrauensperson offen, soweit ihr hierfür
nicht eigene Räume und Geschäftsbedarf zur Verfügung gestellt
werden.

§ 53

Vertrauensmann der Zivildienstleistenden 

In Dienststellen, in denen nach § 37 Absatz I cles Zivildienst­
gesetzes ein Vertrauensmann der Zivildienstleistenden zu wählen 
ist, hat der Vertrauensmann eins Recht, an den Sitzungen der 
Mitarbeitervertretung beratend teilzunehmen, soweit sie Angele-
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gcnheiren der Zivildiemtlcistcndcn bctrclTC!l. 

X. Abschnitt. Gcsamtausschuß der Mitarbeitervertretungen

§ 54
Uildung von Gesamtausschüssen 

( l) die Glicdkirchcn hinnen in ihren Re:cclungcn vorsehen. cbl:
Wr den Bereich einer Glicclkirclic. des igen Diakonischen
Werks oder für beide Bereiche gemeinszun ein Gesamtausschull
der tvlitarbeilervertretungen im kirchlichen und diakonischen Be­
reich gebildet wird. Einzelheiten über Bildung und Zusammenset­
zung des Gesm11tausschus:;cs regeln die Glicclkirehcn.

(2) Fiir die Gcs;untausscliUsse gelten im die Bestimmun-
gen dieses Kirchengesetzes mit Ausnahme des � 20 sinngcmM\. 

§ 55
Aufgaben des Gesamtausschusses 

( 1) Dem GcsamtausschuL: sollen insbcsonclne lolgcndci\ufg:1!,cn
zugewiesen werden:

a) Berntung. Unterstlitzung und Information der
lvlitc1rbeitervertretungen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben.
Rechte und P11ichten,

b) Forclci-ung des lnfc,rnntions- und ErL1hrungsaustausclrs
;wischen den Mil:1rbci1crvcrtrctu11gcn rnw1c der Fortbildung
von Mitgliedern der !Vlitarbeitervertretungen,

c) Erörterung nrbeits-. dienst- und mitarbeitervertretungs­
rechtl icher Fragen von grunclsätzl icher Bedeutung, sofern
hierfür nicht andere Stellen zusUinclig sincl.

(2) Sofern der GesamLiu:oSchuß an der Bi lclu ng der Arbcitsrcci1tl i­
chen Kommission beteiligt ist, kann er Stellungnahmen zu beab­
sichtigten Neuregelungen des kirchlichen Arbeitsrechts abgeben.

XI. Abschnitt. Vermittlungsgespräch und kirchlicher
Rechtsschutz 

1 Schlichtungsstelle, kirchlicher Verwaltungsrechtsweg) 

§ 56
Vermittlungsgespräch 

Die Glicclkirchen können bestimmen, ein[', vor clcr Anrurung der 
Schlichtungsstelle ein Vcrmittlungsgcsrrlicli !'.LI rültrcn ist. D:1.s 
Vcrrn1trlungsgcsr,räch isl \'Oll einer libci-gcnrclnctcn Dic11ststcl lc. 
die an der strittigen Angelegenheit nichr clirekr beteiligt sein darf, 
oder einer geeigneten neutralen Stelle zu leiten. Die Glieclkirchen 
können Näheres bestimmen. 

§ 57
ßildung der Schlichtungsstelle 

( 1) Für den Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland und
ihres Diakonischen Werks, einer Glieclkirche uncl cles gliedkirch­
lichen Diakonischen Werks oder von mehreren Glieclkirchen und ·
deren Diakonischen Werken gemeinsam ist eine Schlichtungsstel­
le zu bilden, die aus einer oder mehreren Kammern besteht.
(2) Durch Vereinbnrungen mit Institutionen außerhalb cles Gel­
tungsbereichs dieses Kirchengesetzes kann bestimmt werden, daß
die Schlichtungsstelle für diese Institutionen zuständig ist, sofern
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die lnsliluliunen die Bestimmungen dieses Kirchengeselzes für ih­
ren Bereich anwenden. 

!i 58 
Bildung und Zusammensetzung der Kammern 

( 1) Eine Kammer besteht ;rns drei Mitgl icdcrn. Die Glicdkirchen
können andere Besetzungen vorsehen. Vorsilzende und beisitzen­
de Mitglieder müssen zu kirchlichen Ämtern in einer Gliedkirche
der Ev,rngclischen Kirche in Deutschland wtihlbar sein. Sofern die
Schlichtun!.!,stcllc auch für Freikirchen zustündig ist. können auch
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deren Mitglieder berufen werden. Für jedes Mitglied wird minde-
stens ein ste!lve11retendes Mitglied berufen.

(2) Vorsitzende sowie Stellvertreter und Stellvertreterinnen müs­
sen die Befähigung zum Richternmt oder zum höheren Verwal­
Lungsdicnst haben. Sie ciürfcn nicht haupt- uder nebenberuflich im
Dienst einer kirchlichen Körperschaft oder einer Einrichtung der
Diakonie innerhalb der Evc1ngelischen Kirche in Deutschland ste­
hen.

(3) Für die Berufung von Vorsitzenden und ihrer Stellvertreter oder
Stcllvertrelcrinnen soll ein einvernehmlicherVorschlzig der Dienst­
geber- unci Dicnstnchrncrscilc n1rgclcgl wc:rdcn.

(4) Für jede Kc1mmer werden c1ls beisitzende Mitglieder minde­
stens je ein Vertreter oJcr eine Vertreterin der Mitarbeiter und 1\lit­
mbeiterinnen und ein Vertreter oder eine Vertreterin der Dienst­
geber berufen; dc1s gleiche gilt für die stellvertretenden Mitglieder.

(5) Einzell1eiten bestimmen der Rat für die Evangelische Kirche
in Deutschlc111d sowie die Gliedkirchen für ihre Bereiche.

!i 59 
Rechtsstellung der Mitglieder der Schlichtungsstelle 

( 1) Die Mitglieder dn Schlichtungsstelle sind unablüingig und nur
c1n dc1s Gesetz und ihr Gewissen gebunden. Sie haben das Ver­
ständnis fi.ir clen Auftrag der Kirche zu stärken und auf eine gute
Zu.,:rn1men:11 bcil hinzu wirken. Sie unterliegen der Schweigepli ichl.

(2) Die Amtszeit der Mitglieder der Schlichtungsstelle beträgt fünf
Lihrc. Solange eine neue Besetzung nicht ert·olgt ist, bleiben die
bisherigen Mitglieder im Amt.

!i 60 
Zuständigkeit der Schlichtungsstelle 

(1) Die Schlichtungsstelle entscheidet c1ufAnlrag unbeschc1det der
Rechte des Mitc1rbeiters oder der Mitmbeiterin über

a) Behandlung von Teilen einer Körperschaft, Anstalt oder
Stiftung der Kirche sowie einer Einrichtung der Diakonie als
Dienststelle (§ 3 Absatz 2),

b) Zugehörigkeit von Personen zur Dienststellenleitung
(!i 4 Absatz 3 ),

c) Bildung der Mitarbeitervel1retung (§ 5),
d) Anfechtung der Wahl (§ 14),
e) Auflösung der Mitarbeitervertretung und Ausschluß von

Mitgliedern(§ 17),
1) Verstöße gegen das Behindenmgsverbot (§ 19 Absätze I und 2),
g) Teilnahme an Schulungsveranstc1ltungen (§ 19 Absatz 3).
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h) Freistellung von rvlitgliedern der Mit:irbcitervcnretung (s 20),
i) Versetzung und Abordnung von Mitgliedern der Mitc1rbeiter-

vertretung sowie des Wc1hlvorstc1ndes (� 21 Absatz 1 ),
j) Verstöße gegen die Schwcigqiflichl (s 22).
k) EinrichLung regelmüßiger Sprechstuncien rn 28),
l) Kosten der Geschäftsführung(§ 30),
111) Zeitpunkt und Umfong der Unterrichtung cier Mitarbeile1·­

vertrctung einschließlich des Rechts zur Einsicht in
Unterlc1gen (§ 34),

n) Auslegung von Dienstvcrcinbc1rungen (§ 3o Absatz 6).
ol Abschluß von Dienstvereinbarungen(� 36 Absatz 6).
p) Meinungsverschiedenheiten liber Angelegenheiten. die der

Mitbestimmung unterliegen(§§ 39 und 40),
q) Meinungsverschiedenheiten übcrAngclcgenhei1u1. die der ein­

geschrünkten Mitbestimmung unterliegen(§§ 42 und 43),
r) Beteiligung der Mit::irbeitervertretm1g m Angelegenheiten cler

Mitbcr:1tung (� 4(,),
s) Meinungsverschiedenheiten über Vorschläge der

Mitarbeitervertretung(§ 47).
t) Meinungsverschicclenheilcn über die Weilcrbeschjfligung ,on

Sprechern und Sprecherinnen der Jugendlichen und der
Auszubildenden (S 49 Absatz 3)

und über anciere vergk1chbar gewichtige SLrcitigkcitcn :ws ucr 
Anwendung dieses Kirchengesetzes. 

(2) In den F:ii\cn, in ciencn die,Sc:hlid1tungsstclle wegen des Ab­
selilusses von Dienstvereinbarungen c1ngerufen wird (§ 36). kann
die Schlichtungsstelle nur einen Vermittlungsvorschlc1g unterbrei­
ten.

(3) In den flilten der Mitberl)trn1g (§ 46) stellt die Schlichtungs­
stelle nur fest. ob die Beteiligung cicr Mit:'irbcilcrvertretung erfolgt
ist. Jsl die Beteiligung unterblieben, hat ciics die Unwirksamkeit
der Mc1ßn::ihme zur folge.

(4) In den Eillcn'. die einem crngeschrünkten Mllbcstimrnungs­
recht unterliegen(§§ 42 und 43), hat die Schlichtungsstel\e ledig­
lich zu prüfen und abschließend festzustellen. ob für cl ie Mitmbeiter­
vcrlretung ein Grund zur Verweigerung der Zuslimrnung n:JCh §
41 vorliegt. Stellt die Schlichtungsstelle fest, dc1ß für die Mitmbeiter­
vertretung kein Grund wrVe1·weigerung der Zustimmung vorliegt,
gilt die Zustimmung der Mitarbciterverlrctung als ersctzl.

(5) In den Ftillen der Mitbeslimmung (§� 39 und 40) entscheidet
die Schlichtungsstelle über ciic Ersetzung der Zustimmung clcr
Mitarbeitervertretung. Die Entscheidun12 der Schl1chtungssteile
muß sich im Rc1hmen der geltenden Recl1Lsvorscl1nften sowie im
Rahmen der Anträge von Mitc1rbeiterverlrelung und Dienststel\en­
leitung lrnlten.

(6) In den Fällen der Nichteinigung über Initiativen der Mitarbeiter­
vertretung(§ 47 Absc1tz 2) stellt die Schlichtungsstelle fest, ob die
Weigerung der Dienststellenleitung, die von der Mitarbeiter­
vertretung beantrngte Maßnahme zu vollziehen, rechtswidrig oder
ermessensfehlerhc1ft ist. Die Dienststellenleitung hm erneut unter
Berücksichtigung der Rechts;mtfassung der Schlichtungsstelle über
den Antrag der Mitarbeitervertretung zu entscheiden.
(7) Die Entscheidung der Schlichtungsstelle ist verbindlich. Die
Gliedkirchen können bestimmen, dc1ß ein Aufsichtsorgc1n die Em­
scheidung der Schlichtungsstelle auch durch Ersatzvornahme
durchsetzen kann, sofern die Dienststellenleitung die Umsetzung
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der Entsct1eidung verweigert. 

§ (j] 

Durchführung der Schlichtung 

( 1) Sofern keine besondere Frist für die Anrufung der Schlich­
tungsstelle festgelegt ist, beträgt die Frist zwei.Monate nach Kennt­
nis einer Maßnahme oder eines Rechtsverstoßes im Sinne von §
60 Absatz 1.

(2) Der oder die Vorsitzende der Kammer hat zunächst durch Ver­
handlungen mit den Parteien auf eine gütliche Einigung hinzu­
wirken. Gelingt diese nicht, so ist die Kammer einzuberufen. Im
Einvernehmen der Parteien kann der oder die Vorsitzende der Kam­
mer allein entscheiden.

(3) Die Parteien können zu ihrem Beistand jeweils eine Person
hinzuziehen, die Mitglied einer Kirche sein muß, die der Arbeits­
gemeinschaft christlicher Kirchen angehört. Die Übernahme der
hierdurch entstehenden Kosten ist zuvor bei der Dienststellen­
leilung zu beantragen. Im Streitfall entscheidet der oder die Vor­
sitzende·der Kammer.

(4) Die Kammer kann den Parteien aufgeben, ihr Vorbringen
schriftlich vorzubereiten und Beweise anzutreten. Die Kammer
entscheidet aufgrund einer von dem oder der Vorsitzenden anbe­
raun:iten, nichtöffentlichen mündlichen Verhandlung, bei der alle
Mitglieder der Kammer anwesend sein müssen. Der Mitarbeiter­
vertretung und der Dienststellenleitung ist in der Verhandlung
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Zunächst hat die Kammer
auf eine Verständigung oder Einigung hinzuwirken. Im Einver­
nehmen mit den Parteien kann von einer mündlichen Verhand­
lung abgesehen und ein Beschluß im schriftlichen Verfahren ge­
faßt werden.

(5) Die Kammer entscheidet unbeschadet der Verpflichtung, wäh­
rend des gesamten Verfahrens auf eine gütliche Einigung hinzu­
wirken, durch Beschluß, der mit Stimmenmtihrheit gefaßt wird.
Stimmenhaltung ist unzulässig. DenAnl!'ägen der Beteiligten kann
auch teilweise entsprochen werden.

( 6) Der Beschluß ist zu begründen und den Beteiligten zuzustel­
len. Er wird mit seiner Zustellung wirksam.

(7) Der oder die Vorsitzende der Kammer kann einen offensicht-
1 ich unbegründeten Antrag ohne mündliche Verhandlung zurück­
weisen. Gleiches gilt, wenn die Schlichtungsstelle für die Ent­
scheidung über einen Antrag offenbar unzuständig ist oder eine
Antr,1gsfrist vcrsliurnt i,t Die Zur(ickwcisung ist in einem Bc­
schciu Zll begr(inucn.

(8) Der Bescheid ist zuzmtellen. Der Antragsteller oder die An­
tragstellerin können inncrh,db von 1wei Wochen n,1ch Zustellung
des Bescheides mündliche Verlrnndlung be;:intragen.

(9) Die Kosten des VerL1hrcns - einschließlich der not11endigen
Kosten für Zeugen, Sachverständige und Beistände nach Absatz
3 - trzigt die Dienststellenleitung. Über die Notwendigkeit ent­
scheidet im Zweifelsfall der oder die Vorsitzende der K,llnmer.
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§ 62
Einstweilige Anordnungen 

Kann in Eilfällen die Kammer nicht rechtzeitig zusammentreten, 
trifft der oder die Vorsitzende auf Antrag einstweilige Anordnun­
gen. 

§ 63
Kirchlicher Verwaltungsrechtsweg 

(!) Der kirchliche Verwaltungsrechtsweg ist gegeben gegen Be­
schlüsse der Schlichtungsstelle 

a) darüber, ob eine Maßnahme im Einzelfall der Mitberatung oder
Mitbestimmung unterliegt,

b) darüber, welche Rechte und Pt1ichte11 den Beteiligten im
Einzelfall aus der Mitberatung oder Mitbestimmung erwacl1:;en,

c) über Zuständigkeit, Geschäftsführung und Rechtsstellung der
Mitarbeitervertretung,

d) über Wahlberechtigung und Wählbarkeit,
e) aufgrund einer Anfechtung der Wahl,
f) über Bestehen oder Nichtbestehen von Dienstvereinbarungen.

(2) Bis zur Errichtung eines gemeinsamen Kirchengerichts regelt
der Rat durch Rechtsverordnung die kirchliche Zuständigkeit für
die Evangelische Kirche in Deutschland und clie Einrichtungen
der Diakonie. Die Gliedkirchen treffen für ihren Bereich entspre­
chende Regelungen.

(3) Das Rechtsmittel ist innerhalb eines Monats nach Zustellung
des Beschlusses der Schlichtungsstelle schriftlich einzulegen.

XII. Abschnitt Inkrafttreten, Schlußbestimmungen

§ 64
Inkrafttreten 

( l) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Evangelische
Kirche in Deutschürnd am l. Januar l 993 in Kral't.

(2) Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz liber Mitarbeiter­
vertretungen bei den Dienststellen der Evangelischen Kirche in
Deutschland vom 5. Oktober 1972 (ABI.EKD S. 670) in.der Fas­
sung des Änderungsgesetzes vom 8. November 1985 (ABI.EKD
S. 426) außer Kraft. Soweit in weitergeltenden Bestimmungen auf
nach Satz l aufgehobene Bestimmungen verwiesen ist, treten die
Vorschriften dieses Kirchengesetzes an cleren Stelle.

(3) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung l\ir die Glicdkirchcn
ihr Einverstiindnis erkliirt haben. Jede Glicdkirche kann es lür ih­
ren Bereich zu einem früheren Zeitpunkt in Geltung setzen.

* (i:,
Übernahmebestimmungen 

(1) D:c Gliedknchen können in clen Übcrn,1hJllcbcstiJllmungcn
regeln, daß Maßnahmen abweichend von diesem Kirchengesetz
weiterhin der Mitbestimmung unterliegen, soweit Regelungen der
Glieclkirchcn clics bisher rnrschcn.

(2) Darüber hin,\US kann bestimmt werden, cl;:iß Maßnahmen, die
bisher einem Beteiligungsrecht unterlagen. das in seiner Wirkung
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nicht über die eingeschränkte Mitbestimmung hinausgeht, der ein- Berlin, den 6. Dezember 1995 Der Rat der 
geschränkten Mitbestimmung unterworfen werden. Evangelischen Kirche der Union 

§ 66 L.S. Demke • 
Übergangsbestimmungen 

(1) Die ersten allgemeinen Mitarbeitervertretungswahlen im Gel­
tungsbereich dieses Kirchengesetzes nach § 15 finden im Zeit­
raum vom 1. Januar bis 30. April 1994 statt.

(2) Bestehende Mitarbeitervertretungen bleiben bis zu mAbschluß

Nr.3) Beschluß 37/95 der Arbeitsrechtlichen Kommission der 
Evangelischen Kirche der Union vom 12.0ktober 1995 

Konsistorium 
PA 21711 - 1/96 

Greifswald, den 29.1.1996 

ihrer Wahlperiode im Amt, soweit sie bei Inkrafttreten dieses Nachstehend veröffentlichen wir den Beschluß 37/95 der Arbeits-
Kirchengesetzes noch nicht länger als ein Jahr im Amt sind. In rechtlichen Kommission der EKU vom 12. Oktober 1995. 
allen anderen Dienststellen sind in der ersten allgemeinen Wahl-
zeit Mitarbeitervertretungen zu wählen. Die Arbeitsgemeinschaf- Harder 
ten, Gesamtmitarbeitervertretungen und Schlichtungsstellen arbei- Konsistorialpräsident 
ten auf den bisherigen Rechtsgrundlagen weiter, bis die erforderli-
chen gliedkirchlichcn Regelungen getroffen worden sind, Beschluß 37/95 

§ 67 Vom 12. Oktober l 995 
Besondere Übergangsbestimmungen 

Gliedkirchcn, die vor Wiederherstellung der Einheit der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland dem Bund der Evangelischen Kir­
chen angehört haben, können für einen Übergangszeitraum bis zum 
31. Dezember 1994 abweichende Regelungen treffen über

a) § 19 Absatz 2 Sätze 4 und 5 (Ersatzkraft, Gewährung von
Freizeitausgleich),

b) § 20 Absätze 2 und 3 (Freistellung),
c) § 60 Absatz l (Zuständigkeit der Schlichtungsstelle),
d) § 63 (Kirchlicher Verwaltungsrechtsweg).

Suhl, den 6.11.1992 

Schmude 

P räses der Synode 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Nr.2) Verordnung zur Änderung der Beihilfeverordnung der 

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen Kirche der 
Union beschließt gemäß § 2 Absatz 2 der Ordnung über das Ver­
fahren zur Regelung der Arbeitsverhältnisse der kirchlichen Mit­
arbeiter (Arbeitsrechtsregelungsordnung Evangelische Kirche der 
Union) vom 3. Dezember l 991- (ABI.EKD 1992 Seite 20): 

§ 1
10. Änderung der Kirchlichen Arbeitsvertragsordnung

1. Dem § 15 Absatz 6 wird folgender Unterabsatz 3 angefügt:

„Die dienstplanmiißige bzw, betriebsÜö'liche Arbeitszeit an einem 
Wochenfeiertag soll auf Antrag des Mitarbeiters durch eine ent­
sprechende zusam.menhängende Freizeit an einem Werktag der 
laufenden oder defr folgenden Woche unter Fortzahlung der Vergü­
tung (§ 26) und fier in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen aus­
geglichen werden, y.,enn die dienstlichen oder betrieblichen Ver­
hältnisse es zulaisen." 

2. § 18 Absatz 3 wird gestrichen.

EKU vom 22.9.1995 3. § 20 Absatz 6 Buchstabe a) wird wie folgt gelindert

Kosistorium Greifswald, den 16.2.1996 „a) die Zeiten erfüllter Dienstpflicht in der Bundeswehr ocler in 
PA 21 021 - 3/96 

Nachstehend veröffentlichen wir die Verordnung zur Änderung 
der Beihilfeverordnung der Evangelischen Kirche der Union vom 
22. September 1995.

Harder 
Konsistorial prii.sident 

Beschluß 

Die Verordnung zur Änderung der Beihilfeverordnung der Evan­
gelischen Kirche der Union vom 22. September 1995 (ABI.EKD 
Seite 547) wird für die Pommersche Evangelische Kirche mit Wir­
kung vom I. Januar 1995 und die Evangelische Kirche der Kirchen­
provinz Sachsen mit Wirkung vom 1. Dezember 1995 in Kraft 
gesetzt. 

der Nationalen Volksarmee, Zeiten des zivilen Ersatzdienstes nach 
dem Gesetz über den zivilen Ersatzdienst und Zeiten des Zivil­
dienstes nach dem Zivildienstgesetz sowie Zeiten einer Tätigkeit 
als Entwicklungshelfer, soweit diese vom Wehr- oder Zivildienst 
bE'freit." 

4.a) In § 23 a Ziffer 4 werden

a) in Buchstabe a nach der Zahl „49" die Worte „und nach dem
Schwerbehindertengesetz" eingefügt

b) in Buchstabe b nach der Angabe,,§ 50Absatz l" die Worte „in
der bis zum 31 Oktober 1995 geltenden Fassung" eingefügt.

c) in Buchstabe d nach der Angabe,,§ 37 Absatz I" clie Worte
„bzw. § 71 Absatz l" eingefügt und nach dem Komma die

Worte „in den Füllen des § 37 Absatz 4 Unterabsatz 3 bzw. § 71 
Absatz 2 Unterabsatz 3 bis zu 28 Wochen" eingefügt. 



Heft3/199G Amtsblstt 43 
- - - - - - - - ------------------

4.b) Dem§ 23 :1 werden die Nummer 7 ohne Text und die Nurn- - olme Freizeitausgleich ]5() V. f-1. 
50 V. f-1" mcr 8 mit folgc11clcm Wortlaut angcl(rgt: - bei Frcizeita:1sglcicl1

.,8. Der Anspruch auf Eingruppierung in eine bestimmte Vergü­
tungsgruppe im Wege des Bewährungs::tufstiegs besteht auch für 
ein neues Arbeitsverhältnis. Dies gilt nicht, wenn die Beschäfti­
gung bei dc1melhen Arbeitgeber oder hci den in Nr. 3 S:1tz 2 ge­
nannten Arbeitgebern für den ßndhningsaul'sticg a) in die Ver­
gütungsgruppe \'II um länger als drei zusammenhfü1gcmJc Jahre 
b) in die Vergütungsgruppen VI b. !\' b und I b um länger als fünf
zusammenhängende Jahre unterbrochen war."

5. In§ 27 Abschnitt 13 Abs,1tz 4 wird hinter „Absatz" ein:;crügt „5".

6. � 28 erhält F 

,,§ 7.8 

Grundvergütung der Mitarbeiter, rnischen 18 und 21 bzw. 
23.Tahren 

i\1ita1bcitcr. die d:1, 18. Lebensjahr. jedoch nicht d:1s in� 27 Ab­
,chnitt A Ahsat; 1 hczeiclrnete Lchcns_iahr vol lcndct kiben. erhal­
ten bis zum Beginn des Monats in dem sie dieses Lcbcnsjc1hr voll­
enden, 100 v.H. Der Anfangsgrundvergütung(§ 27 Abschnitt A 
Absatz 1 ). § 27 Abschnitt A Absatz 5 gilt entsprechend.'' 

7. § 28 a crlüilt folgende F:1ssung

,,§ 28 a 
Grumhergütung der Mitarbeiter unter 20 Jahren, 

die unter die Anlage 2 fallen 

( 1) Die Volle Vergiitung clcr wird n,1ch Vollendung des 20.Lchcns­
jahres gc1.:1hlt. \'or Vollcmlung des 20. Lchcnsj,1hrcs hctri1gt die
Vergütung:

a) bis zum vollendelen 18. Lebensj:1hr
b) nach dem vollendeten 18. Lebensjahr

der Anfongsvcrgiitung ihrer Vt:rg11t11ngsgruppc. 

85 V. H. 
100 \.H. 

(2) Das Lebensjahr gilt als vollcndcl mit dem Beginn des
\'ergütungsze1Lrnumes. in den der Geburtstag fällt.'·

8. § 30 t:rhält folgende Fassung:

,,§ 30 
Gcsamtvcq;ütung der t\litarhcitcr unter 18 Jahren 

Mitarbeiter, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
erhalten von der Anfangsvergütung und dem Ortszuschlag eines 
ledigen Mitarbeiters der gleichen Vergütungsgrurre 85 v. H. als 
Gesamtvergütung ." 

9. § 35 Absatz I Satz 2 Buchstabe c erhält folgende Fassung:

„c) für Arbeit an 

aa) Wochenfeiertagen sowie am Ostersonntag und am 
Pfingstsonntag 
- ohne Freizeitausgleich 135 v. H. 
- bei Freizeitausgleich 35 v. H. 

bb) Wochenfeiertagen, die auf einen Sonntag fallen, 

10. § 36 Absatz 1 wird wie folgt gelindert:

a) Im Untersatz 2 Satz 2. 3 und 4 werden jeweils nach eiern Wort
.,Kr,mkcnbcziigc" clic \Vorle ..im Sinne clcs § 37 Ahsat1. 2 h1.w
des� 71 Absatz 3 l 1ntcrahsat1. 1 ·· cingcll1gt.

b) In l1nlerabsatz 3 Satz 2 werden nach eiern Wort ,.Kranken­
bezüge" die Worte .. im Sinne cles § 37 Absatz 2 bzw. des § 71
Absalz 3 Unterabsatz I" eingefügt.

11. ,� ,-; wird wie folgt ,:c:indcrt:

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgenclc Fassung:

,,( l J W ird clcr Mitarbei tcr durch Arbeitsunrnliigkeit inl·olgc Kr:111K­
heit an seiner Arbeitslci.qung verhindert. ohne daß ihn ein Vn­
schuldc11 trilTt. crh;ilt er Kr:rnkcnhczügc naL·h i\1:ll.\g,1be de1 Ah:0:1t­
zc 2 bis 'l. 

Als unverschuldeteArbeit,unfiihigkeit im Sinne des Unterabsatzes 
1 gilt :rnch die Arbeitsverhinderung infolge einer Maßnahme der 
medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation. die ein Träger clcr 

Renten-. Kran kcn- oder Unfal I vcr.sichcning, eine Vcr­
w,il Lu11gsbehördc der Kricgsopfcrvcrsmgu11g oder ein scrnsligc1· 
Sozi:illcistungstri"igcr bcwi l ligt hat und die 1n einer Einrichtung der 
medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation stmion'.ir clurchgeflihrt 
wird. Bei Mitnrbeitern, die nicht Mitglied einer gesetzlichen Krcn­
kenbsse oder nicht in cler gesetzlichen Rentenversicherung versi­
chert ,sind, gilt Satz I dieses Untcrnbsat1es cntswcchcncl. wenn 
eine 1\L1ßn:1hmc der medizinischen Vorsmgc oder Rchahilit:iti(ln 
;it-ztlicl1 verordnet worden ist und statio11:ir in einer Einrichtung 
der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation oder einer ver­
gleichbaren Einrichtung durchgeführt wird. 

Als unverschulcleteArbeitsunt'tihigkeit im Sinne cles Unternbsatzcs 
1 gi I t 1·erncr cincArbcit.svcrhindcrung, die in 1·olgc, einer nicht rcchts­
wid ri gcn Sterilisation oder eines nicht rcchlswid1·igcn oder nicht 
str,1lbc1rcn Abbruchs der Schwangerschaft ei1lll"itt. 

(2) Der Mitarbeiter erhiil t bis zur Dauer von sechs Wochen Kranken­
bezlige in Höhe der Urlaubsvergütung, clic ihm zustehen würde.
wenn er Erholungsurl:1ub h'.ittc.

Wird ,lcr Mitarbeiter derselben Kr:rnkheit (Ahs:11z 1) er 
neut arbeitsunfähig, hat er wegen der erneuten Arbeitsunfähigkeit 
Anspruch auf Krankenbezüge nnch Unterabsatz 1 für einen weite­
ren Zeitraum von sechs Wochen, wenn 

a) er vor der erneuten Arbeitsunfähigkeit mindestens sechs Mo­
nate nicht infolge derselben Krankheit arbeitsunfähig war oder

b) seit dem Beginn der ersten Arbeitsunfähigkeit infolge dersel­
ben Krankheit eine Frist von zwölf Monaten abgelnurcn ist.

Der Anspruch auf die Krankenbezüge nach den Untersätzen 1 und 
2 wird nicht dadurch berührt, daß der Arbeitgeber dcis Arbeitsver­
hältnis aus Anlaß der Arbeitsunfähigkeit kündigt. Das gleiche gilt, 
wenn der Angestellte dasArbeitsverhliltnis aus einem vom Arbeit­
geber zu vertretenden Grund kündigt, der den Angestellten zur 
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Kündigun1,: :1us wichtigem Grnnd ohne Einhaltung einer Kündi­
gungsfrist berechligl. 

Endet das Arbeitsverhältnis vor Ablauf der in den Untersätzen l 
und 2 genannten Frist von sechs Wochen nach dem Beginn der 
Arbeitsunfähigkeit, ohne daß es einer Kündigung bedarf, oder in­
l'olgc einer Kündigung aus anderen als den in Unler,1bsalz 3 be­
zeichneten Griiridcn. endet der ,\nspruch mit dem Ende des i\r­
bcilsverh/il tnisscs." 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Untcrabsmz I wir·d wie folgt geändert: 

a') In Satz I wird das Worl „Unfollversichcrung" durch die 
Worte .,Renten- und Unfallversicherung" ersetzt. 

b') Satz 2 erhält die folgende Fassung: 

,,Dies gilt nichl. 

a) wenn der Mitarbeiter Rente "egcn Erwcrbungsunfähigkeil (§
44 SGB VI) oder wegen Alters aus der gesetzlichen
Rentenversicherung erhält,

b) in den Ftillen des Absatzes I Unterabsalz 3,
c) lfü den Zci lraum. für den d ic :-,1 itarbcitcri n i\nsrruch auf Mut­
lcrschartsgclcl rwcl1 � 200 RVO oder nach� 13 i\bs:1l1 2 MuSchG
hat."

bb) Unternbs:m 2 wird gestrichen. 

c) Dem J\bsc1tz 4 wird folgender Unternbsatz 3 angefügt:

.. 1 n den Fiil lcn des i\bsalzcs I U nlerabs:1[7 2 wird dit· Zeil der Maß­
nahme bis zu höchstens zwei Wochen nicht auf die Fristen des 
Unterabsatzes l angerechnet." 

d) ln Absatz 5 Unterabsatz 1 we1·den nach den Wanen „Unterab­
salz I" die Worle „oder 2" und nach den Worten „bezogen wer­
den" ein Sernif..olon und die Wolle „i\bsalz 4 UnLc1,1bsatz 3 gill
entsprechend" cingclTigl.

e) Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa) In Unternbsatz I werden n:tch dem Wort „Rcntcn\crsichcrung" 
die Worte .. (einschließlich eines rcnlcnerselzcnden Übergangs­
geldes im Sinne des§ 116 i\bsaLz 1 Salz 2 SGB VI)" uncl nach den 
Worten „diesen Tarifvertrag" die Worte ,,,den BAT-O" eingefügt. 

bb) Unterabsatz 2 wird wie folgt geändert: 

::i') In Satz I werden die Worte ,Jürden Zeitraum der Überzahlung" 
gestrichen. 

b 1 ) In Satz 2 werden n.:ich dem Wort „über" eine Semikolon und 
die Worte ,,§ 53 SGB I bleibt unberührt" eingefügt. 

c 1) Satz 3 wird gestrichen. 

cc) Folgender Unterabsatz wird angefügt:
„Der Arbeitgeber kann vor der Rückforderung des Teils des
überbzahlten Betrages. der nicht durch die für den Zeitraum der
Überbzahlung zustehenden Bezüge im Sinne des Unterabsatzes l
ausgeglichen worden ist, absehen. es sei denn. der Mitarbeiter hat
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dem :\rbcitgeber die Zustellung des Rentenbescheides schuldhaft 
\üSp'.itct mitgeteilt. .. 

f) Nach Absatz 9 wird die folgende Protokollnotiz zu Absatz 1
eingefügt:

.. Protokollnotiz zu i\bs:tt7. 1: 

Ein Verschulden im Sinne des Absatzes l I icgl nur dann vor. wenn 
die Arbeitsunfähigkeit vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeige­
führt wurde." 

12. Folgender§ 37 a wird eingefügt:

,,§ 37 a 

Anzeige- und Nachweisptlichten 

( 1) In den Fällen des§ 37 Absatz I Unterabsatz I und 3 bzw. des§
71 Absatz l Unterabsatz I und 3 ist der Milarbeiler verpflichtet,
eiern Arbeitgeber die :\rbeitsunCihigkcit und deren voraussichtli­
che Dauer unvcrziiglich milwteilcn. D:1ue1l die i\rbcilsu11Lihig­
kc1t länger als drei Kalenderlage, hat der Milarbciter· cinc lirztliche
Bescheinigung über das Bestehen der Arbeitsunfähigkeit sowie
den voraussichtliche Dauer spätestens ::in dem darau!Tolgenclen
allgemeinen Arbeitstzlg der Dienststelle ode1· des Betriebes vorzu­
lc.2cn. Der J\rbeilgebe1· 1st berc'i::htigt. in Einzell':illen die
clcren lirztlichcn Bescheinigung l'rüh9r 7U verl:mgen. Dauerl die
.-\rbcitsunf;ihigkeil als i11 der Beschcirngung angegeben. isl
der Mitarbeiter verptlichtet, eine neue ärztliche Bescheinigung
vorzulegen.

Hält sich der Mitarbeiter bei..ßeginn der Arbeitsunl'ähigkcil im 
,\usL111d aur, ist er d:m.ibcr !1in:1us veq1Hicl1tet. eiern i\rbeilgebe1 
die 1\rbeilsunfi\higkcil. deren voraussichll ichc Dauer uncl die ,\drcs­
se am Aufenthaltsort in der schnellstmöglichen Arl der Übermitt­
lung mitzuteilen. Die durch die Mitteilung entstehenden Kosten 
hat der Arbeitgeber zu tragen. Darüber h1nc1us 1st der Mitarbeiter. 
wenn er Mitglied einer-gesetzlichen Krnnkenkasse ist, verrll1ch­
lcl. auch dieser dii! Arbeilsunfiih1gkcil und deren vorauss1clill 1che 
D,1uer unverzüglich :mmLe1ge11. Kel!rt e111 :1rbe1lsunrnh1g crki:inf..tcr 
J\föc1rbeiler in das Lnncl zurück, ist er· vcqilltchtct, dem Arbeitge­
ber_ seine Rückkehr unverzüglich ::inzuzcigen.

Der Arbeitgeber ist berechtigt, die Fortzahlung der Bezüge zu ver­
weigern, solange der J\litarbciter die von ihm nach Unterabs:1lz 1 
\ orwlcgenclc füztliche Bescheinigung nicht vorlegt oder den ihm 
nc1ch Unterabsalz 2 obliegenden Verpflicillw1gcn rncht nachko1n111t. 
es sei denn, daß der i'.vlitarbeiter die Verletzung dieser ihm oblie­
genden Verpflichtungen nicht zu vertreten hat. 

(2) In den Fällen des § 37 Absatz 1 Unterabsatz 2 bzw. des § 71
Absatz I Unterabsatz 2 ist der Mitarbeiter verpflichtet, dem Ar­
beitgeber den Zeitpunkt des Antritts der Maßn::ihme, die voraus­
sichtliche Dauer und die Verlängerung der Maßnahme unverzüg­
lich mitzuteilen und ihm

a) eine Bescheinigung über die Bewilligung der Maßnahme durch
einen Sozialleistungsträger nach § 37 Absatz l Unterabsatz 2
Satz l bzw.§ 71 Absatz l Unterabsatz 2 Satz l oder

b) eine ärztliche Bescheinigung über die Er forderlithkeit der
Maßnahme im Sinne von§ 37 Absatz I Unterabsatz 2 Satz 2
bzw. § 71 Absatz I Unterabsatz 2 Satz 2
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unvcrzügl ich vorzulegen. Ahs,1!1- 1 l}11Lcr,1bsatz 3 gilt ents1•rcchend." 

13. § 38 erhält folgende Fassung:

,,§ 38 
Forderungsübergang bei Dritthaftung 

(l) Kitnn der l\liu1rbeiter aufgrund gesetzlicher Vorsehrillen von
einem Dritten Schadenersatz wegen des Verdienstausfrdls bean­
spruchen, der ihm durch die Arbcitsunrähigkei t entstanden ist, geht
dieser 1\ nspruch insoweit :1ur den Arbeitgeber über, als dieser dem
Mitarbeiter Krnnkenbezüge und sonstige Bezüge gezahlt und d::ir­
auf enLfol lene, vom Arbeitgeber zu trngende Beiträge zur Bundes­
versicherungs,rnst:dt Cür 1\rheit. Arkitgeberi1111eile an Beitr:igen
zur Sozialversicherung und zur Plkgeversicherung sowie Uml:i­
gen (einschließlich der Pauschalsteuer) zu.Einrichtungen der zu­
sätzlichen Altc1, umJ l li11tcrhliehcncnversorgung abgcfllhrt hat.

(2) Der Mitmbeiter hat dem Arbeitgeber unverzüglich die zu1
Gcllcndmachung des SchacJencrsatzzrnspruchs crl·ordcrl ichcn An­
gaben zu machen.

(3) Der Forderungsüherg,1ng: nach/\bsatz I kzinn nicht zum Nach­
teil des '.\-1it.1rbcitcrs gcltcnJ gcmacl1t wndcn.

( 4) Der Arbeitgeber ist berechtigt, die Zahlung der Krankenbezüge
und sonstiger Bezüge zu H'.rwcigcrn. wenn der Mit,ll"bcitcr den
Übergang eines Schadensersatzanspruchs gegen einen Dritten auf
den Arbeitgeber verhinden, es sei denn, daß der Mitarbeiter die
Vcrlct1ung dicsn ih111 obliegenden Verpllichtungcn nicht zu ver­
treten hal."

14. In§ 41Ahs:-1123 Unter,:-itz 2 wird nach eiern Wort ,.Krankcn­
hezüge" die /\ng:1bc ,,(§ 37 bzw. § 71 )'" eingctligt.

15. § 44 erhält folgende FassLmg:

„ U mzugskostenvcrglitung, Trennungsen tschi:\digung
(Trennungsgeld) 

Für die Gewährung von Umzugskostenvergütung und Trennungs­
entschädigung (Trennungsgele!) sind die für die Kirchenbeamten 
jewcih geltenden 13cstimmungen mit l"olgendcn Maßgaben sinn­
gemüli c1nzuwcnc\cn: 

1. Die Zuteilung Zll den Tarifklassen richtet sich n:-ich der
Tarilkl:1ssencintcilung Cür den Ortszuschlag(� 29 a K/\VO). Da­
bei ist die Verglitungsgruppe maßgebend, der der Mitarbeiter am
Tage vor dem Einladen des Umzugsgutes angehört hat.
Bei Hinterbliebenen ist die Tari1klasse maßgebend, der der Ver­
storbene zuletzt angehört hat.

2. Eine rückwirkende Höhergruppierung des Mitarbeiters bleibt
unberücksichtigt.

3. Die Umzugskostenvergütung aus Anlaß der Einstellung an ei­
nem anderen Ort als dem bisherigen Wohn011 (§ 4 Abs. 1 Nr. 1
Bundesumzugskostengesetz oder die entsprechenden Vorschrif­
ten der Umzugskostengesetze der Länder) darf nur bei Einstel­
lung auf einem Arbeitsplatz, den der Mitarbeiter zur Befriedigung
eines dringenden dienstlichen Bedürrnisses auf die Dauer von min­
destens zwei Jahren besetzen soll, zugesagt werden.
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Die Umzugskoslc11vcrgütung bnn unvcrhciri1lc-tcn �'liu1·bcitcrn 
ohne eigene Wohnung im Sinne des� 10 Abs. 3 des Bundesum­
zugskostengesetzes oder der entsprechenden Vorschriften der Um­
zugskoqcngcsetzc der Linder nach Ablauf eines Mon:1ts auch bei 
Einstellung aut einem Arbeitsplatz zugesagt werden, der nicht au\ 
die Dauer von mindestens zwei Jahren besetzt werden soll. 

4. Endet das /\rbcitsvcrhjftnis aus einem von dem Mitarbeiter zu
vertretenden Grnnde vor Ablauf von zwei Jahren nach einem Um­
zug, für den Umzugskostenvergütung: nach � 1 /\bs. l \Ir, 1. § 4
Abs. 1 Nr. 1 ocler Abs. 2 \Ir. 3 und -1 des ßundcsu111zugskostcn­
gesetzes oder der entsprechenden Vorschri rten der Umzugskosten­
geselze der Länder zugesagt worden war, so hat der Mitarbeiter die
Umzligskostc-rncrglitung zurücki.u1:illlen. Dies gilt o1ichl Ciir ei1,c
nach� 3Abs. l '\Ir. l des Bundesumzugskostengesetze.s odernach
den entsprechenden Yorschril"len der Umzugsgesetze der Lünclcr
zugesagte U mzugskosten\·crglitung.

a) wenn sich zin dasArbeitsverhUltnts einArbeitsverhtiltnis
unmittelbar anschließt,

zia) mit dem Bund, mit einem Land, mit einer Gemeinde ooer ei­
nem Gemeindeverband ocler einem sonstigen Mitglied eines Ar­
beitg:chcrverbanJcs, der der Vereinigung kommun;;leu\ rbeitgehcr­
verbtinde angehört, 

bb) 111it einer Körpcrsch111l, Anstalt nder Sti\tung des ötlcntlichrn 
Rechts, die den BAT/BAT-0 oder einenTarifvenrng oder eine kirch­
liche Arbeitsrechtsregelung: wesentlich gleichc11 Inhalts anwendet, 

cc) mit einem 1\rbeitgcbcr oder Dienstherrn, der zu den der Ar­
beitsgemeinschaft Christlicher Kirchen angehörenden Kirchen und
Gemeinschaften sowie ihren Werken und diesen angeschlossenen
Einrichtungen ohne Rücksicht auf dc1en Rechts lorm angehört,

b) wenn das Arbeitsverhältnis aufgrund einer Kündigung: durch
drn Mitarbeiter endet.

5. In den Fällen cles § 3Abs. l Nr. 3, � 4Abs. 2 t\r. 2 uncl Abs. 3 Satz
1 Nr. 1 des Buncksunv.ugsl-;oslengcsetzes oder der entsr•rechenclcn
Vorschriften der Umzugskostengesetze der Uindcr kann Umzugs­
kostenvergLitung zugesagt werden, wenn clasArbeitsverht\ltnis nicht
aus einem von Lklll Mit:1rkitcr zu vcrtrclcnclc11 Grunde endet. Dies
gilt auch für einen ausgeschiedenen '\1itarbeilcr, wenn das Arbei Ls­
verhäl tnis nicht aus einem von ihm zu vertretenden Grunde geendet
hat oder der Mita1·hcitcr wegen l3czugs einer /\ltcrsrcntc aus clcr
gesetzlichen Ru11cnversicherung vur Vollendung des <i5 Lebens­
jahres aus demArbeitsverh':iltnis ausgeschieden ist.

16.a) Dem§ 47 Absatz 2 werden die Sätze 2 und 3 angefügt:

,,Der Teil der Bezüge, der nicht in Monatsbeträgen festgelegt ist, 
wird nach Maßgabe des§ 36Abs. I Unterabs. 2 durch eine Zulage 
(Aufschlag) für jeden Urlaubstag nach Unterabsatz 2 als Teil der 
Urlaubsvergütung berlicksichligt. Der Aufschlag belri:igt l 08 v. H. 
des Tagesdurchschnitts der Zulagen, die nicht rn Monatsbeträgen 
festgelegt sind, der Zeitschläge nach § 35 Abs. l Satz 2 Buchst. b 
bi8 f, der Überstundenvergütungen und des Zeitzuschlages nach § 
35 Abs. 1 Satz 2 Buchst. a für ausgeglichene Überstunden, der 
Bezüge nach § 34 Abs. 1 Unterabs. l Satz 3 sowie der Vergütung 
für Bereitschaftsdienst und Ru1bereitschart des vorangegangenen 
Kalende1jahres. 
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aa) In Unterabsatz 2 Satz I werden die Worte,,- auf Verlangen durch 
amts- oder vertrauensärztliches -" gestrichen sowie nach dem Wort 
„angerechnet" ein Semikolon und die Worte,,§ 37 a Absatz I gilt 
entsprechend" eingelügt. 

hb) Folgemlcr Unterabs.-itz 3 w,rd ,mgefügt. 

,,Der Urlaub 1st zu gewähren, wenn der Mitarbeiter dies im An­
schluß an eine \laßnahme der medizinischen Vorsorge oder Reha­
bilitation(� 37 Absatz I Unterabsatz 2 bzw,§ 71 Absatz 1 Unter­
absatz 2) verlangt." 

17. � 48 wirLi wie folgt geändert:

a) 1 n Absatz 3 Satz I werden nach dem Wort „Zusatzurlaubs" die
Worte „mit Ausnahme des Zusatzurlaubs nach dem Schwerbe­
hindertengesetz" eingefügt

h) l n Absatz 5 a werclC11 nacl1 dem Wort „Zusatzurl,1ub'' die Worte
,,mit Ausnahme des Zusatzurlaubs nach eiern Schwcrhehimlcr­
tengesetz" erngefügt.

18. In § 48 a werden die Absätze 1, 2 und 11 eingefügt:
,,( 1) Der MiLHbciter, der ständig n:ich einem Schichtri:ln (Dienst­
plan) eingesct1r ist, der einen rei_':clrniil.\igcn Wechsel der täglichen
Arbeitszeit in Wechselschichten L� 15 Abs. 8 Untcrc1l:is. 6 Salz 2)
vorsieht. und dabei in einem Urlaubsjahr inje fünrWochen durch­
schniLtlich mindestens 40Arbeitsstunden m der d1enstrlanmäßigen
oder betnebsüblichen Nachtschicl1t leistet, erhält Zusatzuriaub.
Unterabsrilz I gilt auch. wenn 'Wechselschichten rn 15 Abs. 8
Umcrabs. 6 S,1tz 2) nu,· deshalb nicht vorliegen. weil der Schicht­
plan (Dienstpl:,n) eine Unterllrcci1ung der Arbeit :1m Wochenende
von höchstens 48 Stunden vorsteht.

(2) der Zusatzurlaub nach Absmz I beträgt bei einer entsprechen­
den Arbeitsleistung im Kalenderjahr

bei der Fünftage­
woche 

an mindestens 

87 Arbeitstagen 
l 30Arbcitsl:1i_':en
173 Arbcitstagrn
195 Arbeitstagen

bei der Sechstage­
wochc 

104Arbcitstagcn 
l 56Arbeirsragcn
208Arbcitsl,1gcn
234Arbeilstagen

im L:rbubsjahr 

1 Arbeitstag 
2 Arbcit,tage 
3 Arbeitstage 
4 Arbeitstage 

§ 48 Abs. 4 Unterabs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

( 11) Die Absätze 1 bis 10 gelten nicht für Mitarbeiter, die nach einem
Schichtplan (Dienstplan) eingesetzt sind, der für den Regelfall Schich­
ten von 24 Stunden Dauer vorsieht. Ist die Arbeitszeit in nicht uner­
heblichem Umfang anders gestaltet, gelten die Absätze 3 bis 10 für
Zeiten der Arbeitsleistung (nicht Arbeitsbereitschaft und Ruhezeit).
Protokollnotiz zu Absatz 2:

Bei anderweitiger Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit 1st die 
Zahl der Tnge der Arbeitsleistung entsrrechend zu ermitteln. 

19. § 50Absatz l wird unter Beibehaltung der Absatzbezeichnung
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20. � 52 Abs. 1 Nr. 1 a erhält folgende Fassung:

1 a. zur Ausübung eines Amtes als Mitglied cler nach Ver!'assung, 
Gesetz oder Satzung leitenden kirchlichen Organe und ihrer Am­
schussc sowie cicr Kirchengerichte" 

21. s 71 erhült lolgendc Fassung.

§ 71
Cbergangsregelung für die Zahlung von Krankenbezügen 

Für die Mitarbeiter. die am 31. Dezember l lJ')4 in einem Arbcits-
1erhtiltnis gestanden h,1bcn. das am 01. hnu,IJ" I LJLJ5 zu de1melhen 
Arbeitgeber fortbestanden hut, gilt anstelle des� 37 für die Dauer 
dieses Arbeitsverhältnisses folgendes: 

( 1) Wird der Mitarbeiter durchArbeitsunJ"ahigkeit infolge Krankheit
:11: serncr Arbcitslc,,rung verhindert. ohne ,J:1s ihn ein Verschulden
tri 11·r. ediält er Krankenbezüge nach M:1ß,'-;:il1e der Abstitze 2 lw; X.

Als unverschuldete Arbeitsunfähigkeit im Sinne des Unterabsatzes 
1 gilt auch die Arbeitsverhinderung infolge einer Maßnahme der 
medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation. die ein Träger der ge­
setzlichen Renten-, Kr:inken- oller Unfalilcrsichcrung. eine Ver­
walrungsbehörcle der Kriegsori"erver,<;or.'-;trng oder ein sonstii_':er 
Sozi:tlleistungsträger bewilligthal und die i11 einer Einrichtung der 
medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation stationtir durchgel'ührt 
wird. Bei Mitarbeitern. die nicht Mitglied einer gesetzliche11 Kran­
kenkasse oder nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung ve1·si­
chen sind, gilt Satz I dieses U11terabsatzes enrsrrcchend. wenn ci ne 
.\ Lil',11,il1me der mcd izi 111schcn Vorsorgc--odcr Rchabi li tat1011 :1rzt­
l ich vermeinet wcmleri ist und stalion'.11 in einer Einrichluns der 
mediziniscl1en Vorsorge oder Rchabil italion oder erner vergle1cl1-
bmen Einrichtung durchgeführt wird. 

Als unversch.uldeteA_rbeitsunfähigkeit im Sinne des Unterabsaczcs 
1 gilt ferncr cincAtbcits1crhinclerung,die inl"olgc einernicht rechts­
widrigen Sterilisation oder eines rechtswidrigen oder nicht slr,1lba­
rcn Abbruchs der Schwangerschaft eintritt. 

(2) Der Mitarbeiter erhfüt für die Dauer von sechs Wochen
Krankenbezüge m Höhe der Urlaubsvergritung, die ihm zustehen
wltrclc, wenn er Erholungsurlaub hätte.

Wird der Mitarbeiter inlolge derselben Krank heil (Absatz 1) erneut 
arbeitsunfähig, hat er wegen der erneuten Arbeitsunfähigkeit An­

. spruch auf Krankenbezüge nach Unterabsatz I für einen weiteren 
Zeitraum von sechs Wochen, wenn 

a) er vor der erneuten Arbeitsunfähigkeit mindestens sechs Mona­
te nicht infolge derselben Krankheit arbeitsunfähig war oder

b) seit Beginn der erstenArbeitsunfähigkeit infolge derselben
Krankheit eine Frist von zwölf Monaten abgeluufen ist.

Der Anspruch auf die Krankenbezüge nach den Unterabsätzen 
und 2 wird nicht dadurch berührt, daß der Arbeitgeber das Arbeits­
verhältnis aus Anlaß der Arbeitsunfähigkeit kündigt. Das gleiche 
gilt, wenn der Mitarbeiter das Arbeitsverhältnis aus einem vom Ar­
beitgeber zu vertretenden Grund kündigt, der den Mitarbeiter zur 
Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündi­
gungsfrist berechtigt. 
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Endcl dasArbcitsvcriiültnis vorAbl,1ul der in den Unter,1bslitzcn 1 
und 2 gen,rnntcn Frist von sechs \\'r,clien nach dem Beginn der 
ArDcitsunfäh1gke1t, ohne daß es einer Künctigung bc(iarf. oder in­
folge einer Kündigung aus anderen zils den in Unterabsatz 3 be­
zeichneten Gründen. endet der Ansriruch mit dem Ende des Ar­
beitsverhältnisses. 

13) Nach Ahlaur des nacl1 Abs,1tz 2 nd}gcbcndcn Zeilr,1urnes er­
hiilt der Mitarbeiter t'ür den Zeitraum. für den ihm Krnnkengcld
oder die entsrirechende Leistungen aus der gesetzlichen Renten­
oder Unfallversicherung oder nach dem Bundesversorgungsgesetz
gezahlt werclen. als Krankenbezüge einen Krankengeldzuschuß.
Dies gilt nicht,

,IJ wenn der !\liurheilcr Rente wq;cn Erwcrbsunnihigh.c1l (� 44 
SGß VI) odCI' wegen Alters aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung erhält, 

b) in den Fällen des Absatzes 1 Unternbsatz 3,
c) für den Zeitrnum, für den die :vlirnrbeiterin Anspruch auf

Muttersch,1i'tsgcld nach� 200 R\'O oder lj 13 Abs. 2 \'luSchG
hat.

(4) Der Krankengelclzusehuß wird nc1ch einer Dienstzeit(§ 20)
von mindestens

zwei fahren bis zum Ende der 9. Kr:1nkhcil.,woehe 
drei Jahren his zurn Ende der 12. Kr;111kheitswochc 
firnt' Jaliren his m rn Ende der 15 KL1nkheitswoehe 
acht Jahren bis zum Ende der 26. Krankheitswoche 

seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit gezahlt. 

\'ollcndet der \1it:1rheitcr wiihrcml clcr i\rbcitsunföhigkcit die 1.u 
einer Eingercn Buugsd:rner berechtigte Dienstzeit. \\Crdl'.n die 
Krankenbezüge so gezahlt, wie wenn clcr Mitarbeiter clic li:ingerc 
Dienstzeit bereits bei Beginn derArbeitsunföhigkeit vollendet hfüte. 

In den Fällen des Absatzes I Unternbsatz 2 wird die Zeit cler :vtaß­
n,1hrne bis zu höchstens zwei Wochen nicht au!' die Fristen rwch 
U ntcrahsatz 1 ,rngnechnct. 

Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, clie clurch einen bei dem 
Arbeitgeber erlittenen Arbeitsunfrlil oder durch eine bei eiern Ar­
beitgeber zugezogene Berufskrankheit verursacht ist. 1,ird der 
Krankengeldzuschull ohne Rücksicht auf die Dienstzeit bis zum 
Ende der 26. \','udie seil dem Beginn der Arheitsunl:ihigkeit ge­
z;1hlt, wenn der 1.ustiindige Unfal 1 \'Cr,icherungstrligcr den Arbcits­
un i'al l oder die Bernfskrankheit anerkennt. 

(5) Hat der Mitarbeiter nicht mindestens vier Wochen wieder ge­
arbeitet und er wird aufgrund derselben Ursache wieder arbeitsun­
fähig, werden Krankenbezüge insgesamt nur für die nach Absatz 4
maßgebende Zeit gezahlt. Auf die vier Wochen nach Satz 1 wird
ein Erholungsurlaub (einschließlich eines etwaigen Zusatzurlaubs)
angerechnet, den der Mitarbeiter nach Arbeitsaufnahme angetre­
ten hat, weil dies im Urlaubsplan vorgesehen war oder der Arbeit-

. geber dies verlangt hatte.

Hat der Mitarbeiter in einem Fall des Absatzes 4 Unterabsatz 4 clie 
Arbeit vor Ablauf der Bezugsfrist von 26 Wochen wieder aufge­
nommen und er wird vor Abi au I' von sechs Monaten aufgrund des­
selben Arbeitsunfalles oder derselben Berufskrankheit erneut ar-
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hcilsunLihig, wird der Ahl:1uf der Bc7llgsfrist. 11cn11 dies Cür den 
Mitarbeiter günstiger 1st. uni die Zeit der Arl,ei1sJjhigkcit :1;n;w,­
geschobcn. 

(6) Krankenbezüge werden nicht gezahlt

a) Ubcr die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus,
b) über clen Zeitpunkt hin,1us. von dem an der \litarhcitcr BczLi­
ge aul'grund eigener Versicherung aus der ichc11 Rentcnvcr­
sicheru ng (einschließlich eines rentenersetzendcn Cbergangsgeldes
im 5 inne des§ l 16 Abs. 1 Satz 2 SGB VI). aus einer zusätzEchen
Alters- und Hinterbliebenenversorgung oder aus einer sonstigen
Versorgungseinrichtung erhält, zu cler clcr Al'i•eitgcher oder ein
anderer Arbeitgeber, der clicscn Tarifvertr,1g. dc11 BATO oder ei­
nen T1ril\'crtrag oder eine kirchliche Arhcitm:L·htsre:;clung wc­
sentl;ch gleichen Jnhalls ongewendet hat. die \'liltel gm1z odc1 teil­
weise beigesteuert hat. Cberzahlte Krankengclclzuschüsse uncl son­
stige liberzahlte Bezüge gelten als Vorschüsse auf die zustehencle11
Bezüge im Sinne des Satzes dieses Unterabsatzes. Die Ansprücl1e
des \'lil,1rheiters gehen insoweit au!' den Arbeitgeber über· � 53
SGB I bleibt unberührt. Der A1heitgehu bnn 1011 der Rückforde­
rung des Teils des übc1zz1hltcn Betrages, der 11icht durch die llir
den Zeitrnum der Überzahlung zustehenden Bezlige im Sinne cles
Satzes 1 dieses Unterabsc1tzes ausgeglichen worden isl, absehen.
es sei denn, der Mitarbeiter hat eiern Arbeitgeber clie Zustellung
clcs Rentenbescheides sehulclh:1n versplilct rn:tgctcill.

(7) Der Krankcngclclzuscl1ul.!, wird in Höhe clc, Unlerschicdshc­
trages zwischen dem Nettokrankengeld bzw. den entsprechenden
Nettoleistungen eines Sozial versicherungstri:igers und cler Nelto­
urlaubsvergütung gezahlt. Nettokrankengeld ist das Krankengeld
der gesetzlichen Krankenversicherung bzw. die enlsprechencle
fü1rl ci '1u ng ci nes anderen Sozi;li lcistungstrcigcrs. vr:r 1ni ndcrt u rn
die \l)fl clcr gesetzlichen Kr:1nkenversicherung lv.w. eiern anderen
Sozialleistungsträger einbehaltenen ßeitra gsanleilc des
Krankengeldempfängers zur gesetzlichen Renten-. Arbeitslosen­
und Pflegeversicherung. Nettourlaubsverglitung ist die um die ge­
setzlichen Abzügt'. verminderte Urlaubsvergütung(� 47 Abs. 2).

(8) Der nur wegen ÜbcrsL·hrci lcns der fah1e,1rl,c itsvcrdienstgrenzc
nicht h.rankcnvcrsichcrungspt'lichtige [\-1 it,1rhcitcr, dci- einen
Betragszuschuß nach � 257 SGB V crlüilt, erlüilt einen
Krankengeldzuschuß in Höhe der Differenz zwischen clem
Krankengeldhöchstsatz der bei der gesetzlichen Krankenversiche­
rung \'ersicherten und der !\'ettourlaubsvergiitung. Mitarbeiter, die
nur 1,cgc11 Übcrschreilcm der Jahrcs:1rhcih1erclicnstg1·enzc nicht
kranh.c111cr,icherungsprl sind und keinen ßeitragszuschuh
nach § 257 SGB V erhalten, erhalten für cle11 gesamten Zcitrm1rn
nach Absatz 4 Krankenbezüge in Höhe der Urlaubsverglitung.

(9) Der Angestellte kann die Anwendung des § 37 beantragen. der
Antrag kann nicht widerrufen werden.

Protokollnotiz zu Absatz 1 : 

Ein Verschulden im Sinne des Absatzes 1 liegt nur dnnn vor, wenn 
die Arbeitsunfähigkeit vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeige­
führt wurde. 
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§2

3. Ergänzung des Allgemeinen Kirchlichen
Vergütungsgruppenplans 
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Der Einzelgruppenplan 3.1 Mitarbeiter in der allgemeinen Ver­
waltung wird wie folgt ergi:\nzt: 

„28. Mitarbeiter wie zu 26 nach vierjähriger Bewährung in dieser 
Fallgruppe 
Verg.-Gr. lla 
29. Mitarbeiter wie zu 27 nach fünlJt1hriger Gew:1hrung in dieser
Fallgrurre."

§ 3
Übergangsbestimmung 

Kur- und Heilvcrl;1hrcn. clie vor clem 01. Mi:\rz 1996 angetreten 
werden sind vollständig nach dem bisherigen Recht in Anwen­
dung des§ 50Absatz I KAYO in der bis zum 31. Dezember 1995 
geltencien Fassung abzuwickeln. 

§4
Inkrafttreten 

Dieser Beschluß tritt am 0l. Januar 1996 in Kraft. Abweichend 
hiervon tritt § 1 Ziffer 15 zu eiern Zeitrunkt in Krat't, zu eiern die 
Verordnung über ciic Umzugskostenvergütung l"iir die Pl;1rrcr und 
Kirchenbeamten der EKU in Kraft gesetzt wird. 

Berlin. clen 12. Oktober 1995 
Arbeitsrechtliche Kommission 

der Evangelischen Kirche der Union 

gez. M üggcnburg 

(Vorsitzender) 

B. Hinweise auf staatliche Gesetze und

Verordnungen

C. Personalnachrichten

Berufen: 

Pfarrer Wolfgang Miethcr wurde die Pfarrstelle Wolgast III. 
Kirchenkreis Wolgast, zum 1. August 1995 übertragen. 

Pfarrer Dr. Achim Ristow mit Wirkung vom 1. Dezember 1995 in 
die Pfarrstelle Putbus und die pfarramtliche Versorgung der Kir­
chengemeinde Kasnevitz, Kirchenkreis Garz/ Rügen. 

Pfarrer Ölav Metz mit Wirkung 1. Februar 1996 in die Pfarrstelle 
Groß Zicker und die pforramtliche Versorgung der Kirchengemein­
de Middelh.:igen, Kirchenkreis Rügen. 
Pfarrer Burghard Rübcke wird mit Wirkung vom 1. März 1996 
für die Dauer eines Jahres zum amtierenden Superintendenten des 
Kirchenkreises Grimmen berufen. 
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D. Freie Stellen

Die Pfarrstelle Brüssow. Kirchenkreis P.:isewalk. ist freigeworden 
und kann ab 1.7.1996 wiecicrbesetzt werden. 
Bewerbungen werden nicht erwartet. 

E. Weitere Hinweise

F. Mitteilungen für den Kirchlichen Dienst

Nr.4) Wort zum 450. Todesjahr Martin Luthers 

Liebe Schwestern und Brüder, 

beiliegend geben wir Ihnen e111 „Wort zum 450. Todesjahr Martin 
Luthers Jus der Evangelischen und Katholischen Kirche in Thü­
ringen und Sachsen Anhalt" bekannt. Dieses Wort ist durch Herrn 
Bischof Dr. Christoph Demke. l lerrn Bischof Leorokl Nowak und 
Herrn Kirchenpr;isident K!Jssohn am 2. Februar 1996 in einer Pres­
sekonferenz der Öffentllichkeit vorgestellt worden. Es wird ver­
antwortet durch die leitenden Geistlichen der Evangelischen und 
der Katholischen Kirche in Thüringen und Sachsen Anhalt: l lerrn 
Bischof Dr. Christoph Demke - Magdeburg, Herrn Landesbischof 
Roland Hoffmann - Eisenilch, Herrn Kirchenrräsiclelll Helge 
Klassohn - Dessau. Herrn J3 ischof Leorold Nowak - M;1gdcburg. 
Hernn Bischof Dr. Joachim Wanke - Erfurt. 

Wir bitten Sie. dieses Wort zur Kenntnis w nehmen und es wm 
Gegenstand von Gespri:\chen in geeigneten Grupren in der 
Gemeindearbeit sowie il]_.den Konventen zu machen. Dabei soll­
ten besonders alle Möglichkeiten c1iics ökumenischen Gesrr'.ichs 
zwischen katholischen und evangelischen Christen genutzt wer­
den. 

I 

I 

Mit frcundlic�en Grül3en 
Für das Konsistorium Ma2deburg 

f -
-- ...., 

H.-Chr Sens 
Oberkonsistorial rnt 

Wort zum 450. Todesjahr Martin Luthers 

,1us cier evangelischen und katholischen Ki1d1e 
in Thüringen und Sachscn-Anh,1lt 

Die 450. Wiederkehr des Todestnges von Martin Luther ist uns, 
den Bischöfen bzw. leitenden Geistlichen der evangelischen und 
katholischen Kirche in Thüringen und Sachsen-Anhnlt Anlaß, um 
durch ein gemeinsames Wort, das der Versöhnung und der Ver­
ständigung dienen soll, dieses Mannes zu gedenken, der in unse­
rem Land gelebt und gewirkt hat. Nach .Jahrhunderten der 
Zerstrittenheit über seine Person können wir Luther heute,, ... 
gemeinsam als Zeugen des Evangeliums, Lehrer im Glauben, 
Rufer zur geistlichen Erneuerung ••. " würdigen.11 Das Geden­
ken seines Todestages führt uns auch an sein Sterbebett, auf dem 
er in der Nacht vom 17. zum 18. Februar 1546 noch einmal die 
Mitte seiner Glaubenshaltung in die Worte gefaßt hat: ,, Ich dan­
ke Dir, Gott, Vater unseres Herrn Jesus Christus, daß du mir 
Deinen lieben Sohn geoffenbart hast, den ich geglaubt, den ich. 
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gelieht, den ich gepredigt, bekannt und geloht habe ... " An die­
ser Aussage können wir heute entlang gehen und mit ihrer 
Hilfe unsere gemeinsameAufgabe beschreiben, nämlich Jesus 
Christus glauben, lieben, predigen, bekennen und lohen. Dies 
können wi-� heute gemeinsam tun - unbeschadet dessen, daß wir 
noch in getrennten Kirchen leben und daß die Person :v1artin Lu­
thers nicht wc_2zudcnkcn ist von der Trennung, die 71'.ischcn un­
seren Kirchen besteht. 

1. Viele Glieder unserer Kirchen verhinden mit dem Wirken Mar­
tin Luthers n:1ch wie I or autorniilisch das Ereignis der Kirchen­
spaltung. Die im ökumenischen Geist in den letzten Jahrzehnten
durchgeführten Studien zur Geschichte der Reformation zeigen
uns heule ein di ilercnziertcs Bild des damaligen Geschehens_ Nicht
Luthers Verständnis des Evangeliums und sein geistliches
Anliegen der Reform als solche haben zur Irennung geführt,
sonde1·n die kirchlichen und politischen Auswirkungen seines
Grundanliegens im Bereich des Verständnisses von Kirche, Amt
und Lehramt. Mit zur Spaltung beigetragen haben auch die Tatsa­
chen. daß Luthers Anliegen bei den kirchlichen und theologischen
lnstanzen sowohl in Deutschland wie auch in Rom kein angemes­
senes Verständnis fanden und daß die primt\r geistlichen Anliegen
Luthers immer wieder von politischen Machtfragen überlagert
wurden."''

Diese im ökumenischen Di:-ilog gewonnene Möglichkeit der Un­
tersd1cidung zwischen Luthers rclormatorischem Gru11danliegcn 
und der Spaltung der mittelalterlichen Kirche erlaubt es uns heu­
te, nach dem beiderseits erfolgten Eingestt\ndnis unterschiedlich­
sten Versagens, die theologischen Grundeinsichten Luthers Jls 
Fragen und Herausforderungen flir das religiöse Leben unserer 
beiden Kirchen fruchtb::ir zu machen, Die dZJmit gegebene fundZJ­
mcmalc christliche Gemeinsamkeit hebt die Spaltung noch nicht 
auL läet sie aber in einem neuen Licht erscheinen, das zugleich 
Hoffnung aur die volle Einheit und Mur zu weiteren Schritten 
schenkt 

2. Eine grundlegende FrZJge Luthers an uns heute ist die nach un­
serem Verhiiltnis zur Heiligen Schrift. Luthers außerordentliche
Hochschätzung der ßibcl hat u. :1. zu cinern j::ihrhumlcrtlangcn
Streit über das Verhältnis von Heiliger Schrift und kirchlicherTra­
dition geführt. Heule wissen wir deutlicher als Martin Luther in
seiner Zeit, cLi!', die BiL,cl selber cbs Ergchnis eines L111gcn Übcr­
lieferungsvorgangs ist. Deshalb zeigt sich uns das Verhältnis von
Schrift und Überlieferung neu, Wir halten aber gemeinsam fest,
claß die ßibcl ,1ulhcw,1hrtc GlauhcnsüberlicJcrung gegenüber cil­
len ,Äußerungen und Handlungen der Kirche den normativen Vor­
rang beht\lt.

Damit diese gemeinsame Überzeugung nicht zum rein formalen 
Prinzip erstarrt, rn::ihnt uns das Gedenken an den Reformator zu 
einem persönlichen Verhältnis zur Heiligen Schrift. Martin Lu­
thers Schriften bezeugen uns, daß das Wort Gottes für ihn nicht 
nur Wahrheit, sondern auch Heilskraft enthält. Die Taten und Worte 
Christi sind in der biblischen Verkündigung lebendige Gegenwart. 
Sie erfüllen ihren Sinn erst, wenn sie sich am Christen auswirken, 
in seinem Glauben geistlich gegenwärtig werden. Was nützt es, 
daß Jesus Christus sein Blut vergossen hat zur Vergebung der Sün­
den, wenn er nicht für mich gestorben ist. wenn nicht mir die Sün­
den vergeben sind? ,,Alle Worte, alle Geschichten des Evangeli­
ums", so sagte Luther einmal,,,sind Sakramente, d. h. heilige Zei­
chen, durch die Gott in den Glaubenden bewirkt, was diese Ge-
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schichten bezeichnen_ 

Die Frage an uns lautet: Suchen wir die lebendige Begegnung mit 
dem Herrn in der llciligen Schril't. um un, \'Olll Wort Gottes er­
greifen und umgestalte11 zu lassen? Die Ugliche Übung, in der 
Schrift zu lesen, sollte nicht verlorengehen. 

J_ Die Öffnung zum biblischen Zeugnis giplell lfü Luther in der 
Wiederentdeckung der vom Menschen unverdienten Barmherzig­
keit Gottes inmitten der ,ii.ngste und Ungewißcnheiten ,einer Zeit. 
Er selbts berichtet uns, 11 ic ihm beim Studium der Hci I igen Schrill 
die Erkenntnis zuteil wurde, daß die Gerechtigkeit Gottes, von 
der Paulus im Römerbrief spricht (Röm 1,17), nicht die for­
dernde Gerechtigkeit ist, die den Siinde1· verni-tcilt, sondern 
die schenkende Gerechtigkeit, durch die Gott den Sünder recht­
fertigt. Durch diese Erkenntnis, die Luther beim Kirchenva­
ter ,\ugustinus hestiitigt fand, konnten ;\lenschen seiner Zeit, 
deren Gewissen unter der Herschaft von Gesetz uncl Menschen­
satzungen gelitten hatten und die geängstigt warea angesichts 
ihres Versagens und in der SOJ·ge um ihr ewiges Heil, im Glau­
ben an das Evangeliums der befreienden Zusagen göttlicher 
Gnade gewiß werden.'' 

Nach fahrhunderten des Streites um das richtige Verhiiltnis von 
Glauben und Werken im Rechtfertigungsgeschehen sind wir in den 
ökumenischen Gesprächen nuf den verschiedensten Ebenen zur 
Überzeugung gekommen, daß wir uns in der Rcchtrcrtigungslchrc 
im Zentralen einig sind. Unsere Kirchen werden dies hoffentlich 
bcstiitigen können. 

Damit dieses Anliegen nicht in Vergessenheit gert\t. müssen wir 
heute gemeinsZJm in Zeiten der Oberllächl ichkeit, Betriebsamkeit 
uncl Selbstgerechtigkeit mit Luther auf die ßotschaft des heiligen 
Paulus hören, der uns eindringlich zurufl: .,Lal)l euch rnil Gott 
versöhnen" (2 Kor 5,20). 

4. Luthers Yerstiinclnis der l leilskr,üt des \Vortes Gottes führte ihn
nicht. wie so oft in früheren Zeiten der konfessionellen Polemik
gesZ\gt wurde, zu einer :Vlinderschätzung des Sakramentes. Luther
h:it Zeit seines Lebens entschieden. ja verbissen ge_sen die .. Sriri­
tualisten". d_h_ gegen die Verächter der Sakramente und die Leug­
ner der wirklichen Gegenwart von Fleisch und Blut Christi unter
den seiner oll wiederholten Erm,ilrnung, cl,1s Mahl des Herrn w
feiern und ihm nicht fern zu bleiben. In seinem grollen Katechis­
mus lesen wir: ,,Einige nehmen als Vorwand, es sei freigestellt und
nicht nötig (d,1,; Sakrament zu emrrangen) und es sei genug, cb13
sie ,onst glauben, ... Aber das so', 1. man doch wissen, daß solche
Leute für keine Christen zu halten sind, die sich so lange Zeit dem
Sakrament fernhalten und entziehen, Denn Christus hnt es nicht
deshalb eingesetzt, daß man es als ein Schauspiel behandle, son­
dern hat seinen Christen geboten, daß sie essen und trinken uncl
seiner dabei gedenken."51

Nach langen Auseinandersetzungen zwischen unseren Kirchen über 
die Sakramente im allgemeinen und das Herrenmahl im besonde­
ren können wir heute - autbauend auch auf der Grundeinstellung 
Luthers - von einer durch den ökumenischen Dialog en-eichten 
hoffnungsvollen Annäherung früher strittiger Standpunkte spre­
chen. Dies gilt beispielsweise für das Verständnis der Euchari­
stie als Vergegenwärtigung des einmaligen und 
unwiederholbaren Opfers .J esu Christi. Damit diese neugewon­
nene theologische Übereinstimmung in das praktische 
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Glaubensleben möglichst vieler übergeht, sollten wii- in bei­
den Kirchen das Gedächtnis des Herrn oft und würdig feiern 
und uns dabei gegenseitig Luthers Mahnung, dem !\fahl des 
Herrn nicht fern zu bleiben, in Erinnerung rufen. So bereiten 
wir uns am besten für jene Stunde vor, in der wir einmal dieses 
Mahl als Zeichen der vollen Einheit unserer Kirchen, die jetzt noch 
ausslchl, gemeins,1111 feiern können. 

5. Die Person Martin Luthers erinnert uns aber auch an die noch
bcslchcndc Spaltung: zwischen unseren Kirchen. Anlüßlich des 500.
Geburts lag von 1\1 arlin Luthers sprach die gcrncrnsame Römisch­
katholische und Evangelisch-lutherische Kommission im Auftrag
des Lutherischen \Veltbundcs und des römischen Rates für die Ein­
heil der Christen von den Grenzen von Luthers Person und seines
Werkes sowie von manchen negativen Auswirkungen seines Han­
delns <,,. Heute wissen wir aber auch von mancherlei Versagen
unserer Kirchen einerseits durch Verzerrungen und Verkür­
zungen in derTradierung Luthers und andererseits durch Fehl­
haltungen in der pauschalen Abwehr des Reformators und
seines Anliegens 7

'. Diese geschichtlichen Fakten können wir
weder umgehen noch rückgängig machen. Wir können ihre
negativen Folgen jedoch aufarbeiten, indem wir entschieden
auf dem eingeschlagenen Weg der Ökumene in Versöhnung,
Verständigung und gemeinsamer Suche nach der \Vahrheit
weiterschreiten.

Alle GHiubigen, insbesondere die Amtsträgerinnen und Amts­
träger unserer Kirchen bitten wir, die bisher schon gefunde­
nen Gemeinsamkeiten zwischen unseren Kirchen zu vertiefen 
oder verlorene Gemeinsamkeiten neu anzustreben. In diesem 
Zusammenhang könnte die von Martin Luther als selbstver­
stäncllich vorausgesetzte Ilekreuzigung auch für evangelische 
Christen als tägliches Segcnszeichen neue Bedeutung gewin­
nen xi. 

Wir laden die Gemeinden ein, sich über Konfessionsgrenzen 
hinweg immer besser gegenseitig kennenzulernen. Noch häu­
figer sollten sie gemeinsam beten und zusammen in der Heili­
gen Schrift auf Gottes Wort hören. Mit Blick auf die ]';öte die­
ser Welt sollten unsere diakonischen bzw. caritativen Unter­
nehmungen noch stärker miteinander verbunden werden. Wir 
wollen damit die Spaltung überwinden helfen und möchten dem 
Gcbol Jcsu, daß ,1llc eins seien, d,1mit clic Welt glaube (vgl. Joh 
17,21), gehorsam folgen. 

Eisenach. Erl'url. Magdeburg und Dc�s:rn. im Februar I CJCJ6 

Roland Hoffmann 
Landesbischof 
der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche 
in Thüringen 

Dr. Christoph Demke 
Bischof der 
Evangelischen Kirche der 
Kirchenprovinz Sachsen 

Helge Klassohn 
Kirchenpräsident der 
Evangelischen Landeskirche Anhalts 

Dr. Joachim Wanke 
Bischof von Erfurt 

Leopold Nowak 
Bischof von Magdeburg 
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Nr. 5) Der Kirchenkaffee nach dem Gottesdienst -
Auswertung eines Projektes 

Der Kirchkaffee nac;_I:i dem Gottesdienst • Auswertung 
eines PrnjeRtes 

Andreas Seelemeyer 

Halten sie billt ihre KaffeeLasse ruhig und sehen sie von oben hin­
ein. Aus einem dunklen Spiegel schaut ihnen ihr eigenes Gesicht 
entgegen Das1 ist ein treffendes Bi lcl für d;is Ergebnis meiner 
Umlragc, denn wie ihr Gcs1chl in licr Kafkelassc spicgcll sich 
auch die Gemeiomde in ihrem Kirchkaffee. Wie es dazu kommt, 
welche Chancen und Probleme das mit sich bringt, dzis soll im 
folgenden kurz cL1rgcslcllt werden. 
Der Kirchkaffee wird von Menschen mit ganz unterschiccllichen 
Erwartungen besucht. Meistens treffen sich hier Gruppen. die auch 
sons1 da:; Gemeindeleben priigen. Die meisten kommen zum 
Kirchkaffee, um hier mit Freunden und Bekannten aus der Ge­
meinde zu sprechen, die sie nur hier regelmäfüg treffen. ln der 
Woche fehlt dazu die Zeit (Familie, Berufstätigkeit) oder die Ge­
legenheit (kein gemeinsamer Treffpunkt vorhanden). Kennenge­
lernt haben sich diese Besucher schon durch einen Kontakt der 
Gruppen oder Einzelner innerhalb der Gemeinde. Im Kirchkaffee 
werden die schon bestehenden Kontakte erneuert. 
Die Gesprächsthemen sind vielfältig. Privates steht im Vorder­
grund, aber auch Probleme, Erfahrungen mit dem Glauben und 
Eindrücke aus dem Gottesdienst werden besprochen. 
Die mehrfach vertretenen Mitarbeiter der verschiedenen 
Gemeindeveranstaltungen sprechen häufig über die vergangene 
Woche und planen für die kommenden Tage. Direkt im Gottes­
dienst Mitwirkende nutzen das Kirchkaffee als Abschluß ihrer 
Aufgabe, für einen Rückblick, zum Entspannen und als Abschied 
von anderen Mitwirkenden. 
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Quer d,1w liegen zwei �indere Motivationen. die sich nicht spezi­
ellen Gruppen zuordnen lassen. Zum einen suchen Christen be­
wußt Kontakt zu Menschen gleichen Glaubens, um sich hier im 
Zus:1mmcnhz1n_c' mit dem Gottesdienst ihrer Gemeinschart zu ver­
sichern. 
Zum ,mderen suchen Goltesdienstteilnehmer einen Menschen, um 
eben gewonnene Eindrücke und Ert'ahrungcn mitcinz1ndcr ausw­
tauschen. Predigtnachgespräche sind aber in mehreren Gemein­
den mit wenig Errolg versucht worden. Sie decken sich mit dem 
o.g. spontanen Wunsch cles Sich-Mitteilens nicht, weil sie eine
Rcllcxion in g,1nz anclcrcrn Rahmen fordern.
Was dcmgegenliber eine Teilnahme am Kirchkaffee erschwert, ist
vor allem zweierlei: das eine sind pnz schlicht die Räumlichkei­

ten, in denen Lhs KirchkzilTcc stiltlrinclet. Je l'.inger der Weg zwi­
schen Gottesdienstraum und Veranstaltungsort des Kirchkaffees.
desto größer muß der Wille des Besuchers sein, diesen Weg zu
überwinden. lcinc Slralk. ein liingercr We'!- oder mehrere Winkei
zwischen Gotlesclienstrilum und Kirchkaffee legen die Schwelle
hoch. dort Gi!st zu sein. Mit solch einem Weg wird das Kirchkaffee
zu einer neuen YcransL;-tilung und clamit zu einer neuen /\ul'g,1hc.
Gezielte Einladungen erreichen d,rnn meist nur die, die bewu/it
einen Bekannten im Kirchkaffee treffen wollen. Ein offeneres Zu­
sammenkommen ist bc,onders da möglich. wo das Kirchkaffee
direkl vor dem oder gar im Goltcsdicnslraum slalll'indct.
Hat man für cl<1s Kirchkaffe einen angemessenen Ort gefunden,
dann stellt sich die Frnge nach der Sitzordnung bzw. des Nicht­
silzcns. Stehca!'es si 11d kornmuniL1ti ver als d,1s Sitzen ,m Tischen.
cla sich dort clie Gesprächsgruppen leichter neu mischen, während
man hier meist nur mit seinen direkten Tischnachbc1rn spricht uncl
d,1nn ';'-CSchlosscn vom Tisch aul'stchl und geht. In vielen Gemein­
den mit Stehcilfe steht eine Sitzgruppe für tiltere Teilnehmer be­
reit.
Die zweite Schwierigkeit isl das Hineinnehmen neupr Gemein­

demitglieder in das Kirchkaffee. Dem neuen Gast lfült es schwer,
ohne Kontakt und Gesprtichsthema in die Gespräche der Klein­
grurrcn hineinzukommen. Gleichzeitig hal,cn diejenigen für clic
das Kirchkaffee clcr einzige Tref

f

punkt mit ihren ßebnnten ist.
so viele Gäste zu pflegen. daß ihnen neue Gtiste erst spdter in den
Sinn kommen. Das Problem, von außen als geschlossene Grup­

pe gesehen zu wc1,clcn. zu clcr schlcchl ein Zugang zu gewinnen
ist, ist den meislen Teilnehmern bewußt, wird aber nur in wenigen
Fällen in eine konkrete Öffnung übersetzt. Bei kleinen Gruppen
wircl solch ein Neuer wnhl eher z1u/Tallcn ;1ls in groF,cn Gruppen,
doch stehen auch kleine Gruppen in der Gefahr, daß sich niemand
als „Gastgeber" fühlt, der den ersten Schritt tut und den ,.Neuen"
in dz1s Geschehen einführt. Pür ein als Treffpunkt der Gemeinde
gedachtes Kirchkaffee spielt dieser Gastgeber aber eine wichtige
Rolle. Ein Mal für Mal beauftragter Gastgeber würde die bisheri­
gen Teilnehmer für ihre Begegnungen mit Bekannten frei machen
und gleichzeitig neue Besucher integrieren können. Die Verbin­
dung von Gottesdienst und Kirchkaffee wird von den Besuchern
des Kirchkaffees meistens nicht so gesehen, daß gezielte Nach­
besprechung des Gottesdienstes stattfinden müßte. Der Sonntag­
vormittag bietet vielmehr Zeit und Ort, sich in der Gemeinde zu
treffen. Dabei gehören der Gottesdienst als geistliche Mitte der
Gemeinde und die menschliche Gemeinschaft im Kirchkaffee
zusammen.
Denken Sie jetzt zum Schluß noch einmal an das Bild vom An­
fang zurück: Aus der Kaffeetasse blickt Ihnen Ihr eigenes Spie­
gel bild entgegen. Auf die Gemeinde übertragen heißt das, daß man
allein mit einem Kirchkaffee keine Gemeinde ändern kann. Die
Gemeinde und ihre Gruppen bilden sich im Kirchkaffee so ab,
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wie .,ic cl,cn sind. Doch nach einem bißchen Heob,1chtung k:rnn 
man erkennen. was für eine Rolle die sonnlligliche Versammlung 
für die Gemeinde spielt und wie diese Bedeutung in der Gesl,11-
lung des Kirchkallec:s :wi'genomme-n w::1,den Kann. D:is Milcin:111-
der cler Gemeinde am Sonntag, die gemeinsilmen Gcsrräche, Ide­
en und Absprnchen werden sicher auch in die Gemeinde zuriick­
wirkcn. Von dort können /\nregunc':en und frzigen in den Goltes­
dicnsl uncl das Krrchkaffee zurückfliellcn, so daß eine engere Ver­
bindung zwischen den Gruppen und dem Gottesclienst, eiern 
Gemcinclclcbcn in der Woche und der sonntäglichen Versamm­
lung entsteht. 

Nr. 6) ,,Wasser tuts freilich nicht..," - aber sollte es nicht etw.is 

mehr sein? 

Gedanken zur verbreiteten Prnxis einer Wasser - Spartaufe 

Joachim Stalmzmn 

/\llcn Übcrschwemrmmgskataslrnphen zum Trotz: \\\1sser isl ein 
kostbares Lebenselixier, erst recht das c1us unseren Leitungen spt'Ll­
delnde Trinkwasser. Wir sollten schon sp::irsam damit umgehen. 
Zwm l,1ssen wi1 uns das t'.iglichc Duschbad nicht streitig machen, 
wie es auch in evangelischen PL1rrhäusern beliebt isl. /\bcr m,m 
kann ja andernorts sparen: z.B. beim Taufen. Keineswegs alle, aber 
doch viele ordinierte Kolleginnen uncl Kollegen können cla stolze 
Erfolge aufweisen: nahcw drei fLrndvoll fl20 pro Tiul'e vermö­
gen sie einzusparen! Folgeneies etwa ist Zll erleben: 

.,NN. ich Lrni"e clich ... " -T:iufer(in) taucht den (in der Regel rech­
ten) Mittelfinger vorsichtig ins Wasser - wobei zumeist doch auch 
die Kuppen von Zeige- und Ringfinger befeuchtet werden - und 
stricht damit clreimal, 11fo1!ich zu Jeder Nennung einer der götlli­
chen Personen, sachte über clic Stirn des Tüuflings. Zuweilen wird 
dabei ein Kreuz angedeutet. Soweit aus der Feme zu beurteilen, 
wird dabei der Kopf cles Tiiuflings ein wenig feucht. Wobei ein 
/\kzent auf „wenig" liegt. Wasser ist schlic/llich W,1sscr! Und da 
unser Reformator Manin Luther konzediert hat, daß es Wasser 
schließlich „nicht tue", sondern das Wort mit und bei demselben. 
müllle es doch in jedem Eill reichen - oclel1 Immerhin erschei11l 
der hauchdünne Wasserfilm bedeutsam genug, um ihn mit Hilfe 
eines Handtuches sorgsam abwtrocknen. Ganz Reformbewußte 
beschiirtigen mit dieser verantworlungsvollcn/\ufgabc clic Mutter 
oder eine Patin. Auf jeden Filii sind dann allerdings die dabei ver­
wendeten Taufkannen uncl -schalen völlig übcrclimensionicrt: Sie 
sollten bei niichslcr Gelegenheit durch Fin'!-crhütc cr,cl1t uncl et\\·a 
zu ßlumcnschalen umfunktionien werden. Und warum wird für 
diese sparsame Befeuchtung im Sommer wie im Winter eine gan­
ze Kanne "Wassers auch noch eigens erwärmt? Da ist doch der 
Wille zum Wassersparen irgendwie nicht konsequent zu Ende ge­
dacht und mit dem Willen zum Energiesparen verbunden? 
Falls der geschützte Leser jetzt verwundert fragt: ,,Was ist an die­
ser Selbstverständlichkeit eigentlich so berichtenswe1t?", seien hier 
alte Bräuche in Erinnerung gerufen. die unsere Taufagende sogm· 
in ihrer neuesten Fassung von l 988 noch für selbstverstlindlich 
hält: ,,Der Täufer/die Täuferin begießt den Kopf des Täu!lings in 
einer für die Gemeinde sichtbaren Weise dreimal mit Wasser". Wem 
das ebenso archaisch wie barbarisch und verschwenderisch zu­

gleich anmutet, der bedenke: Die ersten Christen wurden gar ganz 
untergetaucht! Noch im Mittelalter wurden Kinder in den 
waschkesselgroßen Taufkesseln versenkt, zu jeder Jahreszeit. Wo 
das aber nicht möglich schien bzw. scheint, da hat sich die Chri-
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stenheit d:1r:1ur geeinigt. ,Liß ein bloiks Bl'.sprengcn 
(,,Aspersio11staufe") allenLdls in Not Lilien genügen könne (medi­
zinische Indikation), daß dagegen normalerweise wenigstens ein 
Übergießen ( .. Effusionstaufe") zu fordern sei, um das Wasser­
symbol sinn- und augenfällig werden zu lassen. 
Apropos ,.augenfällig": Von einer für die Gemeinde sichtbaren 
Weise kann ,b keineswegs immer die Rede sein. Dann würden 
Eltern und flc1ten (dazu eventuell Geschwister) einen zur Gemein­
de hin offenen Halbkreis bilden. flc1storin oder Pc1stor würden der 
Gemeinde beim Taufen nicht den Rücken zukehren, damit sie 
ihren Umgang mit dem Wasser sehen kann. Aber wo davon eh 
sowenig zum Einsatz kommt, kann man den Rest vor der Gemein­
de wohl verbergen: Da vorne scheint ein Geheimritus unter ein 
paar Eingeweihten vollzogen zu werden. Im Zeit:ilter der Ökume­
ne wiire zu bedenken. daß die btholischc Kirche unsere evangeli­
sche Taufpraxis ja nur anerkennt. wenn sie als Effusionstaufe, also 
mit Übergießen des Kopfes vollzogen wird. Das nrng ja manch­
mal lästig sein, wenn nämlich ein Kinderköpfchen nur knapp aus 
einem Steckkissen hervorlugt. Die Bitte, es für den Tc1ufvollzug 
daraus zu bctrt·ien, mag allerhdnd Umstand und m:rnchmal auch 
Unwillen erLcugen. Aber wltrc durch entsprechende Absprachen 
beim Taufgespräch leicht zu vermeiden. 

Man beobachtet des weiteren eine (wohl unbewußte) Tendenz, den 
Traditionsritus zu verharmlosen und so den volkskirchlichen Rand­
siedlern ertriigl ich zu rnnchen. Wobei er sich frcil ich unter der Hand 
in eine Nichtigkeit aurlöst. Beispiel: .,NN, ich taulc dich im Na­
men Gottes„ na siehste, w:tr doch gar nicht so schlimm'" Wer 
hätte denn unterstellt. eine chrisllicheTaufe könnte etwas Schlim­
mes sein? Andererseits ist sie aber doch wohl auch keine Harmlo­
sigkeit - oder? Wir werden sie den Leuten durch Banalisierung 
kaum n�her bringen. Machen wir uns eigentlich klar. was wir 
manchmal J:thcrschwfüzen in unserem Bestreben, Riten locker­
flockig zu Alltjglichkeiten umzuformen, um sie problemlos ge­
nießbar zu machen? 

Alle Weil redet von Wichtigkeit und Wirkkraft der Symbole und 
symbolischen Handlungen. Hier nun haben wir ja ein ganz starkes 
Symbol: \\\1sscr 1 Luthers Sintllutgebet hat die neue lutherische 
Taufagenclc wieder aufgenommen, nicht wörtlich, :1bcr- in medita­
tiven Texlen über das lebenspendende, aber auch - bedrohende 
Wirken des Wassers. Aber was machen wir daraus? Eine symboli­
sche Lappalie' Das Symbol des Lebens und Sterbens kann man 
doch kaum mit einem flüchtig-nassen Finger sinn- und augenfäl­
lig machen' 

Insbesondere die tcilnchmenJcn Kinder tun mir lciJ: Da werden 
für sie schöne Prozessionen erdacht, sie dürfen das Taufwasser 
durch die Kirche tragen und in die Taufschale füllen. Starke, sym­
bolträchtige Worte werden gesprochen. Aber dann verflüchtigt sich 
(im wahrsten Sinne des Wortes) der Ritus da, wo er seinen Höhe­
punkt erreichen sollte, in ein paar schwache Andeutungen, gleich­
sam hinter vorgehaltener Hand! 

Heft3il996 

Dn Leser und die Lcsnin haben natlirlich 1/ingst gemcrU, daß 
mein anUinglichcr Spott mehr und mehr Ausdruc� von 
Entäuschung, ja Zorn geworden ist. Ich meine in der Tat: So geht 
es nicht weiter! Wir machen unsere Symbole und damit die schön­
sten Chancen bei den Zeitgenossen koputt. indem wir mit zentra­
len christlichen Riten nachlässig verfahren und unsere Kasualpraxis 
verlotlern lassen. 

Ilicr möchte ich eine .'\nfrage an die zweite Phase unserer theolo­
gischen Ausbildung richten dürfen: Ob es wirklich richtig ist, 
„Amtshandlungen", einschließlich des Sakraments der heiligen 
Taufe, ausschließlich unter Aspekten von Seelsorge und 
K:isualhomilctik zu verhnndcln und den Rat liturgischer F::ichlcute 
nur für den Hauptgollcc.Jienst in Anspruch zu nehmen? Mir scheint, 
dc11', Tl1ure, Konfirmation, Beichte, Trauung und Beerdigung als 
liturgische Handlungen in der theologischen Ausbildung derzeit 
unterbewertet werden und daß im Gefolge davon eine Fülle wich­
tiger Praxisaspekte derzeit kaum in den Blick kommt. Wohl den 
Viknrinnen und V ikaren, die bereits im Gemeindvikariat 
Ka.sualcrl'ahrungen sc1mmeln durften und d:1he1 von einfühls:1111en 
i\kntorinnen und i\lcnloren begleitet \\ urden 1 (Z.T: stehen dem 
anscheinend immer noch Bedenken hinsichtlich ausstehender Or­
dination im Wege. nicht zuletzt bei den „neuen Konservativen" 
unter den Kandidaten und Kandidatinnen selbst.)Aber m. E. reicht 
das nicht. Die liturgische K�ualpraxis verlangt in der Aus- und 
Fortbildung erhöhtc.c\ut'merkdmkeit Die von uns angesprochene 
Taure ist hier nur ein Beispi�I. Ährrlicht: Beobachtungen lit'l.k:n 
.sich ;iuch sonst aur dem weiten Feld der Amtshandlungen zu,am­
mentragen. Manchmal hat man den Eindruck, der Pastor oder die 
Pastorin habe noch nie gehört, wie im Einzelfall mit der liturgi­
schen Tradition unserer Amtshandlungen sachgerecht umzugehen 
ist. Manchmal freilich spüri n1an auch das stolze Sclbstbcwufü­
st·in des Besscrwis,n, (der Besserwisserin). 

Damit nicht der Eindruck entsteht, ich sähe hier ausschließlich 
praktische Detailprobleme ohne größeren (theologischen)Tiefsinn, 
sei klargestellt! Ich erkenne bei unseren Amtshandlungen ernen 
N Ztchholebedarf nicht nur bei unserer I ituruischen Praxis. sondern 
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c1uch und erst recht bei unserem theologischen Symbol- und Rilual-
\Crst:indnis. Werner Jcttcrs Buch über Symbol und Ritual mLiJ1,ten 
wir wohl noch einmal neu lesen und diskutieren. Es ist an der Zeit, 
daß Seelsorge, Religionspädagogik und Liturgik theologisch und 
praktisch (wieder) zusammenarbeiten. nicht zuletzt in der .l\us­
und Fortbildung. 

Und es isl gewiß ;iuch an der Zeit, ddL, wir als Pastorinnen und 
P,lSloren uns die Zeit nehmen, unsere allliigliche (Kasual-) Prnxis 
zu überdenken und miteinander zu besprechen. Vielleicht konnte 
ich durch meinen - anfangs gewiß etwas satirisch geratenen - Bei­
trag ein wenig zu Nachdenken und Gespräch ermuntern. 

(Aus: ,,Für den Gottesdienst" Arbeitsstelle für Gottesdienst und 
Kirchenmusik Ev.-luth. Landeskirche Hannovers) 
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